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Meinung

StandpunktStandpunkt
Siegfried Sorz
Chefredakteur{

Dies gilt es zu verhindern!
»Wenn in einer Stadt mit 100.000 Einwoh-
nern nur eine Person arbeitslos ist, dann ist 
das ihr persönliches Problem, und um ihr zu 
helfen, müssen wir ihren Charakter, ihre 
Fähigkeiten und Möglichkeiten in Betracht 
ziehen. Wenn aber in einem Volk von 50 
Millionen Beschäftigten 15 Millionen ar-
beitslos sind, dann bezeichnen wir das als 
allgemeines Geschehen, und wir wissen, dass 
wir eine Lösung niemals im Rahmen der 
Möglichkeiten jedes einzelnen Individuums 
finden können.«

Das Zitat stammt von dem großen So
zialtheoretiker C. Wright Mills, der auf 
diese Weise versuchte, zwischen »allge
meinem Geschehen« und »persönlichen 
Problemen« zu unterscheiden.1) Diese 
klassische Fragestellung ist nach wie vor 
aktuell. Versuchen wir doch, sie für unse
re heutige Situation hier in unserem Land 
zu betrachten. Sie können jetzt auf Seite 
39 dieses Heftes blättern, auf unsere »Sta
tistikensindArgumente«Seite. Haben 
Sie’s? Ja, da steht, im März 2007 gab es 
237.715 vorgemerkte Arbeitslose. 

Leider scheint in unserer Statistik nicht 
auf, wie viel gemeldete Arbeitslose in Schu
lungsmaßnahmen des AMS waren, aber 
ich habe diese Zahl: Es waren im März 
2007 59.085 Personen, die geschult wur
den und deswegen in der offiziellen Sta
tistik nicht aufscheinen. Wenn wir diese 
beiden Zahlen nun zusammenzählen, sind 
wir auf rund 300.000.

Dazu gibt es noch einige andere Grup
pen von Menschen, die nicht aufscheinen, 
neben den SchulungsteilnehmerInnen ein 
Teil der PensionsvorschussbezieherInnen, 
Arbeitslose im Krankenstand oder mit Be
zugssperre, Lehrstellensuchende und 

ÜbergangsgeldbezieherInnen müssen zu 
den Arbeitslosen dazugezählt werden. Da
neben gibt es noch einige Gruppen, die 
Arbeit suchen und in der Statistik nicht 
erfasst sind: nicht arbeitslos gemeldete 
Wiedereinsteigerinnen, Schul und Uni
versitätsabsolventInnen, sogenannte 
Scheinselbständige, Personen mit Kurz
zeitdienstverhältnissen, nicht arbeitslosen
versicherte geringfügig Beschäftigte, Sozi
alhilfebezieherInnen, usw. 

Kritiker der Statistiken in unserem 
Nachbarland Deutschland führen zum 
Beispiel an, dass man diese Zahlen mit 
gutem Gewissen verdoppeln könnte, wenn 
man versuchte, jene, die bereits resigniert 
haben und die nicht mehr »arbeitslos« ge
meldet sind, die nur von den Eltern oder 
dem Lebenspartner miterhalten werden 
usw., zu berücksichtigen. 

Nach Berechnungen meines Freundes 
Christian Winkler von der bischöflichen 
Arbeitslosenstiftung in Linz war »jede/r 
vierte Beschäftigte in Österreich im Jahr 
2005 von Arbeitslosigkeit betroffen, 
801.521 Menschen mussten diese Erfah
rung machen. Einige kommen mit dieser 
Situation zurecht, viele aber erleben eine 
Krise. Neben den materiellen Sorgen, die 
mit dem unregelmäßigen Einkommen 
verbunden sind, gerät oftmals die Psyche 
in Gefahr. Sinkendes Selbstbewusstsein ist 
das häufigste Zeichen. Viele Betroffene 
schildern, dass sie alles unternommen ha
ben was ihnen möglich ist, um einen pas
senden Arbeitsplatz zu bekommen. Doch 
derzeit sind ihre Aussichten auf dem 
 Arbeitsmarkt sehr schlecht, es fehlen die 
Arbeitsplätze.

Das Problem Arbeitslosigkeit wird 
sichtbar an der Zahl der arbeitslosen Men
schen. Die Lösung dieses Problems liegt 
aber in der Schaffung zusätzlicher men

schengerechter Arbeitsplätze«. Arbeits
losigkeit kann also jeden und jede treffen, 
die ist ein gesellschaftliches Problem und 
nicht nur das individuelle des (oder der) 
einzelnen Arbeitslosen. 

Was geschieht jetzt in unserer Gemein
schaft, in diesem unserem Staat und un
serer Gesellschaft? Da wird jetzt verlangt, 
den Arbeitsmarkt für ausländische Arbeits
kräfte zu öffnen. Bürgerliche Kommenta
toren schreiben von der »Verlogenheit der 
Abschottung«, die gegen jeden Anstand« 
sei usw. Die kürzlich erfolgte Öffnung des 
Arbeitsmarktes für 800 Schweißer und 
Fräser aus Osteuropa ist dafür ein Beispiel. 
Wie wir heute sehr genau wissen, entstand 
dieser Bedarf künstlich durch überhöhte 
Bedarfsmeldungen vor allem im Bereich 
von Leiharbeitsfirmen. Zitat: 
Betreff: Ostöffnung/Projekt Schweißer, Dreher und 
Fräser
Sehr geehrte Damen und Herren,
nach langen Verhandlungen können nun doch erste 
Schritte zugunsten des Projektes »Schlosser und 
Schweißer aus Osteuropa« gesetzt werden:
1. Die Mitgliedsbetriebe sind eingeladen, ihren Be-
darf an »Schlossern und Schweißern« kurzfristig, sehr 
vollständig und unter Bedachtnahme auf einen wei-
ten Einsatzhorizont im innerbetrieblichen Geschehen 
an das lokal zuständige AMS zu melden …

»Anscheinend«, heißt es dazu in einem 
Kommentar, »anscheinend wird immer 
wieder vergessen, dass jeder arbeitslose 
Mensch von den Erwerbstätigen unserer 
Gesellschaft solidarisch mitfinanziert wird, 
oder gilt dies nur für unselbständige Ar
beitnehmer und nicht für Unternehmer? 

Macht dieses Beispiel Schule, kommen 
wir in den Zustand einer Zweiklassenar
beitnehmerschaft ohne Solidarität und 
Zusammenhalt, dem reinen Diktat der 
Dienstgeber ausgeliefert: Dies gilt es zu 
verhindern!«

So viel möchte ich zum Tag der Ar
beitslosen und zum Tag der Arbeit sagen.

1) Zitiert nach Geert Mak: »Der Mord an Theo van Gogh. Geschichte 
einer moralischen Panik«, etition suhrkamp 2463, Frankfurt 2005
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Grundsätze
 
Betrifft den Beitrag »Nach der Wahl ist 
vor der Wahl?« Kommentar von Barbara 
Blaha in Heft 2/2007 auf Seite 40
Die SPÖ hat sich noch nie von ihren Grund
sätzen verabschiedet.

Österreich wurde vom 28. 1. 2000 bis 
zum 10. 1. 2007 von einer Regierung be
herrscht, wo wie erwähnt nicht einmal die 
Stipendien an der Inflation angepasst wur
den.Und jetzt soll alles gleich, sofort erledigt 
werden! Wo waren Sie und Ihresgleichen in 
all den Jahren?

Robert Sigl
Mitglied des ÖGB seit 1957, Mitglied 

der SPÖ seit 1960

Antwort der Redaktion: 
Werter Kollege Sigl!
Falls Sie mit der Frage »Wo waren Sie und 
Ihresgleichen in all den Jahren« uns meinen, 
so kann ich nur beteuern: Wir waren hier. 
Die Kollegin Barbara Blaha war sicher auch 
nicht abwesend. Grundsätzlich kann ich Ih
nen nur erklären, dass der ÖGB überpartei
lich ist. Wir sind aber parteiisch auf Seiten 
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. 
Ob jemand Mitglied bei welcher Partei ist 
oder ob er ausgetreten ist oder ab seine Mit
gliedsbeiträge ruhen, interessiert uns eigent
lich nicht. Persönlich gehöre ich übrigens 
auch Ihrer Partei an, ich sehe die sehr sach
lichen Argumente von Kollegin Blaha aber 
mit Wohlwollen und bin der Meinung, dass 
der freie Zugang zur Bildung ein Leitwert 
unserer Demokratie ist.

Die Gewerkschaftsbewegung beurteilt 
Regierung und Parteien nur danach, was sie 
für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh
mer zu tun bereit sind.

Mit freundlichen Grüßen
Siegfried Sorz

Arbeit&Wirtschaft-Leser interessieren sich für Hintergründe aus Wirtschaft, Gesellschaft, Arbeit. Bei der Arbeit wollen sie wissen, warum die 
 Nehmer und die Geber wollen, was sie fordern, und – was die Experten dazu sagen. Für diese interessierten Leserinnen und Leser ist dieses 
Forum eine Plattform. Alle können hier zu Wort kommen. Vor allem, nachdem unser ÖGB-Präsident Rudolf Hundstorfer eine tabulose Diskussion  
verlangt hat. Die einzige Einschränkung ist – der Platz. Wer sich kurz fasst, wird abgedruckt. Längere Zuschriften werden gekürzt. Adressen:  
aw@oegb.at / Redaktion »Arbeit&Wirtschaft«, Laurenzerberg 2, 1010 Wien, Fax: 01 534 44-595

Arbeit& 
Wirtschaft

L e s e r f o r u m{

Abdruck mit freundlicher Genehmigung aus der Jugendzeitschrift des ÖGB »hallo!« 2/07
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6
 Aus AK und Gewerkschaften

»Das Betriebsrätegesetz war ein Meilen
stein, der es den Belegschaftsvertrete
rInnen ermöglicht hat, ihre reiche prak
tische Erfahrung in die Führung der Be
triebe einzubringen«, so der Leitende 
Sekretär im ÖGB, Richard Leutner. Die 
Arbeitswelt hat sich jedoch in den letzten 
sechs Jahrzehnten gewaltig gewandelt. 
Leutner: »Der steigende Druck in der Ar
beitswelt führt in den Unternehmen zu 
mehr Konflikten und anderen Rechts
problemen. In Betrieben mit Betriebsrat 
werden Konflikte besser gelöst. Betriebs
rätinnen und Betriebsräte sind Vermittler 
und tragen zur Lösung von Problemen 
bei. Ein Erfolgsmodell, das in vielen Be

trieben dringend nötig wäre und moder
ne Unternehmen auszeichnet.« Heute 
würden aber oft durch Umstrukturie
rungen, Ausgliederungen usw. die Rech
te und die Position von BetriebsrätInnen 
ausgehöhlt. Gleichzeitig ist für Beleg
schaftsvertreterInnen noch mehr Fach
wissen nötig, um ihren Aufgaben nach
kommen zu können. Deshalb fordert der 
ÖGB einen Betriebsrat pro Standort, 
auch wenn die Belegschaft arbeitsrecht
lich bei verschiedenen Unternehmen be
schäftigt ist, sowie eine Verlängerung 
(von drei auf vier Wochen) und Auswei
tung (auch auf ErsatzbetriebsrätInnen) 
der Bildungsfreistellung. W. L.

60 Jahre Betriebsrätegesetz:

Mitbestimmungsrechte 
ausweiten
60 Jahre ist es her, dass das für die ArbeitnehmerInnen wegweisende 
Betriebsrätegesetz 1947 in Kraft trat. Aktuell fordert der ÖGB eine 
Ausweitung der Mitbestimmungsrechte. 

In den letzen Jahren wurden erhebliche 
Teile der österreichischen Industrie pri
vatisiert. In den letzten Monaten zog auch 
»Heuschreckenkapitalisten« in den Wort
schatz und in die wirtschaftliche Realität 
Österreichs ein. Wie soll eine geeignete 
Industriepolitik im Interesse der Arbeit
nehmer ausschauen? Für die AK ist klar: 
»Wichtige Industriebetriebe können nur 
im Land gehalten werden, wenn sich ein 
strategischer Eigentümer dazu bereit er
klärt, nicht nur auf Gewinn, sondern 
auch auf die nachhaltige Entwicklung des 
Unternehmens, seines Standortes und 
seiner Beschäftigten zu achten.« Wo
durch soll sich ein strategischer Eigen

tümer auszeichnen? Die AK hat dazu 
 einige Kriterien entwickelt, z. B.: Ver
sorgungssicherheit, Leistbarkeit, Arbeits
plätze, Beitrag zum BIP, gehen aus dem 
Unternehmen Dividenden an die öffent
liche Hand, Wachstums und Innovati
onspotenzial, Beschäftigungssicherung 
oder Milderung von Strukturumbrü
chen. Dabei ist es unerheblich, ob es sich 
dabei um einen privaten oder öffent
lichen Eigentümer handelt. »In der Rea
lität ist anzunehmen, dass private Inves
toren dieses gesamtheitliche Interesse 
nicht haben, die Diskussion rund um 
Böhler zeigt dies ganz deutlich«, so die 
AKExperten. W. L.

AK-Wettbewerbsbericht:

Wann und wozu 
 strategisches Eigentum?
Der aktuelle AK-Wettbewerbsbericht »Märkte – Wettbewerb –Regu-
lierung« widmet sich der aktuellen Industriepolitik und der Frage des 
strategischen Eigentums. 
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Überstunden:

Verfallsfristen abschaffen
Viele Arbeitnehmer leisten regelmäßig Überstunden, bekommen diese aber nur schleppend oder gar nicht 
bezahlt. Fordern sie diese zu spät ein, verfallen diese. Die AK fordert Abhilfe.
Mehr als 3000 Euro waren die Überstunden 
wert, die eine Angestellte über mehrere 
Monate geleistet hat. In einem anderen 
Fall wurden über Jahre zwar die Über
stunden in Zeitausgleich abgegolten, 
nicht aber die Zuschläge – der Geldwert: 
11.000 Euro. In beiden Fällen gab es da
für vom Arbeitgeber kein Geld. Aus 
Angst um den Arbeitsplatz forderten bei
de erst als sie kündigten bzw. gekündigt 
wurden die offenen Überstundenansprü

che ein. Zu spät! Im geschilderten zwei
ten Fall erhielt der Kläger vom Arbeits
gericht nur mehr 3.000 Euro zugestan
den. Der Großteil des beiden 
Arbeitnehmern zustehenden Geldes ist 
den kurzen Verfallsfristen zum Opfer ge
fallen! »Die kurzen Fristen ermuntern 
Firmen geradezu, Überstundenentgelte 
zu vergessen«, kritisiert Johann Kalliauer, 
Präsident der Arbeiterkammer Oberös
terreich die geltende Rechtssprechung: 

»Die wenigsten wissen, dass Überstunden 
nur eine gewisse Zeit lang eingefordert 
werden können. Die Verfallsfristen müs
sen per Gesetz abgeschafft werden – und 
zwar für alle Lohn und Gehaltsansprü
che.« Was im Konsumentenrecht gilt – 
beim Kauf eines Geräts etwa bekommt 
man im Schadensfall im Rahmen der Ge
währleistung bis zu zwei Jahren sein Geld 
zurück – muss auch in der Arbeitswelt 
gelten. W. L.

Die AK testete bei Adeg, Interspar, Merkur 
und Zielpunkt die Preise und Packungs
größen von 41 Lebensmitteln wie Ge
tränken, Tiefkühlwaren, Milchprodukten 
oder Schokolade. Das verblüffende Er
gebnis: Entgegen der weit verbreiteten 
Annahme, dass Lebensmittel in Großpa
ckungen bezogen auf den Grundpreis im 
Vergleich zum jeweiligen Produkt in klei
nen Packungen billiger zu erstehen sind, 
erwies sich als falsch. Vor allem bei Sü

ßigkeiten, Käse, Joghurt und Getränken 
könnten Verbraucher bei größeren Pa
ckungen im wahrsten Sinne des Wortes 
draufzahlen. Um ein Drittel bis zu 40 
Prozent teurer können Produkte in gro
ßen Verpackungen im Verhältnis zu klei
nen Packungen sein. 

Wichtigster Tipp der AKKonsumen
tenschützer: Auf den Grundpreis achten! 
Das heißt, den Preis pro Liter oder Kilo
gramm zu betrachten und dann zu ver

gleichen, welche Packungsgröße billiger 
kommt. Aber auch bei der Grundpreis
angabe selbst gibt es oft schon das Pro
blem, dass diese – normalerweise am 
 Supermarktregal am rechten unteren 
Rand angeschrieben – schlampig, unvoll
ständig oder gar nicht ausgezeichnet ist. 
Deshalb fordern die AKKonsumenten
schützer, »dass die Grundpreisauszeich
nung in Geschäften deutlich geschrieben 
ist.« W. L.

Großpackungen:

Größer bedeutet nicht immer billiger
Viele Konsumenten meinen, dass Großpackungen im Verhältnis zu kleinen Packungen billiger kommen. 
Dass dies nicht stimmt, erhoben die AK-Konsumentenschützer. 

www.betriebsraete.at:

Das Service-Portal
Zehntausende, direkt von den ArbeitnehmerInnen gewählte BetriebsrätInnen gibt es in Österreich. Das 
ÖGB-Service-Portal hilft ihnen bei der täglichen Arbeit.
Das Service-Portal für Arbeitnehmerver
treterInnen www.betriebsraete.at bietet 
auf mehr als 800 Seiten einen umfang
reichen Überblick zu allen Arten der  
ArbeitnehmerInnenvertretung vom Be
triebsrat über Jugendvertrauensrat, Be
hindertenvertrauensperson, Sicherheits
vertrauensperson, Personalvertretung, 
Zentralbetriebsrat, Konzernvertretung, 
EUBetriebsrat, Weiterbildung, Service
dangebote, oft gefragte Themen der prak

tischen Betriebsarbeit, Ansprechpartne
rInnen in der ÖGBZentrale, in den 
 Einzelgewerkschaften und auf Bundes
länder und Bezirksebene. Genaueres er
fährt man auch über Gründe, Aufgaben 
und Anforderungen zur Betriebsrats
arbeit. 

Weiters stehen Folder, Broschüren so
wie alle für die Betriebsratswahl erforder
lichen Formulare als Download zur Ver
fügung. Außerdem gibt es die neue Ver

sion V2.55 des Betriebsratswahlhelfer
Programms online zur Planung und 
Durchführung einer Wahl. Damit wird 
das Verfahren der Betriebsratswahl für 
alle Beteiligten in der Praxis erleichtert. 
Bis zu 150 Betriebsratswahlen können 
parallel mit einem Programm abgewickelt 
werden. Der Terminrechner ist gegenüber 
der früheren Version nicht nur als Kalen
der, sondern auch als ListeFristenüber
sicht verfügbar. W. L.
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V
or über hundert Jahren, im aus
gehenden 19. Jahrhundert, war 
der Staat in der Regel schlank. Im 
Sinne liberaler Wirtschaftstheo

rie war er vorrangig für die Garantie in
nerer und äußerer Sicherheit zuständig. 
Für diese Kernkompetenz erhielt er den 
Spitznamen »Nachtwächterstaat«. Die 
Bereitstellung öffentlicher Güter oder 
Umverteilung spielten eine geringere Rol
le. In der Folge war die Armut hoch, auch 
die Versorgung der Bevölkerung mit 
Grundgütern funktionierte nicht blen
dend. So sah sich in Wien zur Jahrhun
dertwende der konservative Bürgermeis
ter Dr. Karl Lueger gezwungen, sowohl 
die Straßenbahnen als auch die Energie
versorgung zu verstaatlichen. Die Perfor
mance der Privaten war schlicht unzu
mutbar. 

Die Preise waren hoch, die Straßen
bahnen unpünktlich, überfüllt und ver
dreckt, und die Arbeitsbedingungen mi
serabel. Gasexplosionen ließen die Bevöl
kerung nach mehr Sicherheit in der En
ergieversorgung sehnen. Sogar die öffent
lichen Toilettenanlagen an der Wiener 

Ringstraße wurden verstaatlicht, weil die 
Privaten die Kosten einer ordnungsge
mäßen Pflege gescheut hatten.

Zu diesen Erfahrungen mit privater 
Daseinsvorsorge kam 1929 die Weltwirt
schaftskrise, die durch LaissezfairePoli
tik ausgelöst wurde. Sie veranlassten John 
Maynard Keynes, ein Gegenparadigma 
zum Wirtschaftsliberalismus zu entwi
ckeln: Der Staat solle nicht nur steuernd 
in die Wirtschaft eingreifen, sondern auch 
öffentliche Güter bereitstellen und in 
einem gewissen Ausmaß umverteilen. 
Nach dem Zweiten Weltkrieg übernah
men die meisten Industrieländer auf Ba
sis von Keynes’ Überlegungen zwei große 
neue Aufgaben: Den Aufbau der Infra
struktur – von Verkehrs über Kommu
nikations bis zu den Energienetzen – und 
den Ausbau des Sozialstaates: Gesell
schaftliche Risken wie Unfall, Arbeitslo
sigkeit, Krankheit und Alter sollten ge
meinschaftlich versichert werden und 
nicht von jeder/m selbst getragen werden 
müssen.1) Diese beiden Aufgaben des 
Staates – Infrastruktur und Sozialversi
cherung – bildeten die Grundlage des 
europäischen Wohlfahrtsstaatsmodells, 
das wiederum die Basis für das Wirt
schaftswunder in den Nachkriegsdekaden 
bildete. Die höchsten Wachstumsraten 

waren historisch zu verzeichnen, als der 
Sozialstaat dicker wurde.

Auch in der Industrie betätigte sich 
der Staat als Unternehmer. Das deutsche 
Wirtschaftswunder gelang mit 600 öf
fentlichen Unternehmen allein auf Bun
desebene. Die Begründungen für öffent
liche Industriebeteiligungen waren viel
fältig. Zum einen war schlicht kein pri
vates Großkapital nach dem Krieg vor
handen. Zum anderen galt es in Öster
reich, die Schlüsselindustrien vor dem 
russischen Zugriff zu retten. Drittens war 
auch die Anschauung verbreitet, dass der 
Staat die Kontrolle über die Schlüsselin
dustrien behalten sollte, um einerseits die 
Anhäufung von zu großer Macht in pri
vaten Hände zu verhindern und anderer
seits anstelle des betriebswirtschaftlichen 
Maximums das »volkswirtschaftliche Op
timum« anzustreben. Am Beispiel der 
Voest sei gezeigt, was unter dem volks
wirtschaftlichen Optimum verstanden 
werden kann: 

1. Die Voest sollte billige Stahlerzeug
nisse für den Wiederaufbau und die 

Wirtschaft bereitstellen, zum Teil unter 
den Weltmarkpreisen. 

2. Arbeitsmarkt und Strukturpoli
tik. Um in der weltweiten Stahl

krise Massenarbeitslosigkeit zu verhin
dern, wurden mehr Menschen beschäf

Von der Allmende 
zur Cash-Cow

Staatsmetamorphose im Neoliberalismus:  
Das staatliche Schönheitsideal ist im Lauf der Geschichte einem ähnlichen Wandel 

unterworfen wie das Schönheitsideal des Menschen: mal ist mollig schön,  
dann wieder schlank und rank. Und mitunter kann sogar ein gesundheitsschädliches 

Ideal – die Magersucht – zum ästhetischen Optimum werden.

Autor: Christian Felber

 
Gründungsmitglied von Attac-Österreich,  

freier Autor und Publizist

1) Die Anfänge der gesetzlichen Sozialversicherung gehen auf 1889 
zurück, aber die entscheidende Entwicklung nahm das Sozialversi-
cherungssystem nach dem Zweiten Weltkrieg.
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tigt als zwingend nötig war. Der 
unrentable Standort Donawitz wurde ge
halten, um eine Krisenregion zu vermei
den. Heute ist er wieder profitabel.

3. Die Voest bildete mehr Lehrlinge 
aus als sie selbst benötigte, um der 

privaten Wirtschaft, vor allem den KMU, 
die sich dies nicht leisten konnten, qua
lifizierte Fachkräfte zur Verfügung zu stel
len.

4. Regelmäßige Investitionen in For
schung & Entwicklung ließen die 

Voest zum Weltmarktführer aufsteigen. 
(Die private Industrieforschungsquote ist 
in Österreich heute Schlusslicht.)

5. Der öffentliche »geschützte« Sek
tor sollte stets eine Vorbildwirkung 

auf den privaten »ungeschützten« Sektor 
entfalten, damit sich Entlohnung, soziale 
Absicherung, Gleichbehandlung der Ge
schlechter und betriebliche Mitbestim
mung übertrügen. 

Was an diesem Beispiel gezeigt wer
den soll: Ein Unternehmen kann eine 
breite Palette von Zielsetzungen verfol
gen, die sich betriebswirtschaftlich nicht 
immer rentieren, die aber volkswirtschaft
lich wertvoll und dem Gemeinwohl dien
lich sein können. Heute zählen tenden
ziell nur noch betriebswirtschaftliche 
Ziele, Gemeinwohlziele werden immer 
stärker in den Hintergrund gedrängt und 
als Managementfehler oder gar Misswirt
schaft gebrandmarkt.

Dies trifft nicht nur auf Industriebe
triebe, sondern noch viel stärker auf öf
fentliche Dienstleistungen zu. Die Ver
sorgungsbereiche Bildung, Gesundheit, 
Pensionen, Trinkwasser, Energie, Kom
munikation (Post, Telekom, Internet) 
und Mobilität (öffentlicher Verkehr) wur
den gerade deshalb von der öffentlichen 
Hand übernommen, weil damit gemein
nützige Ziele verfolgt werden sollten und 
eben nicht nur Gewinn für die Sharehol
der. Die wichtigsten gemeinnützigen 
Aufgaben in der Daseinsvorsorge 
sind:

Universaldienst: Versorgung aller Men
schen, auch jener, die sich die Dienste 
nicht leisten können oder in peripheren 
Gebieten wohnen

■  Höchstmögliche Qualität, nicht nur 
Mindeststandard

■  Versorgungssicherheit (z. B. Strom, 
Pensionen)

■  Vorbildliche Beschäftigungsbedin
gungen

■  Weitere demokratische Zielsetzungen, 
die der Allgemeinheit jeweils wichtig 
sind, z. B. Umweltschutz, Nahversor
gung.

Aus betriebswirtschaftlichgewinn
orientierter Sicht handelt es sich bei die
sen Zielen wie angesprochen um Manage
mentfehler. Was dabei herauskommt, 
wenn man diese Grundversorgungsbe
reiche dennoch privatisiert und damit auf 
vorrangig betriebswirtschaftliche Zielset
zungen umstellt, soll eine kurze Beispiel
sammlung zeigen:

Trinkwasser: In Großbritannien stiegen 
die Wasserpreise seit der Privatisierung 
um durchschnittlich 46 Prozent – ob
wohl die privaten Betreiber bis zu zwei 
Drittel der Beschäftigten abbauten und 
die Infrastruktur so vernachlässigten, dass 
Krankheiten wie Hepatitis A und Durch
fall grassierten. In Cochabamba (Boli
vien) und Tucumán (Argentinien) haben 
sich die Preise verdoppelt, in Südafrika 
stiegen sie um 140 Prozent. In Potsdam 
platzte eine public private partnership 
(PPP), weil der private Vertragspartner 
eine mittelfristige Preiserhöhung um 109 
Prozent durchsetzen wollte.

Strom: Als Kalifornien 1998 den Strom
markt liberalisierte, wurde den Bürge
rInnen in der Präambel des Gesetzes eine 
20prozentige Preisreduktion in Aussicht 
gestellt. 2001 folgte ein flächendeckendes 
Blackout nach dem anderen – fünf Mo
nate lang. Die Versorgung konnte erst 
durch eine 50prozentige Preiserhöhung 
normalisiert werden. In Norwegen stiegen 
die Strompreise im Winter 2002/03 um 
400 Prozent! Die Privaten hatten die Was
serkraftreserven im Sommer zu guten 
Preisen exportiert, was im niederschlags
armen Winter zur Preisexplosion führte. 

Gesundheit: Die solidarische öffentliche 
Krankenversicherung in Österreich deckt 

fast 100 Prozent der Bevölkerung. Die 
Zufriedenheit mit dem Gesundheitssys
tem ist – im internationalen Vergleich – 
sehr hoch. Dieses System kostet die Ös
terreicherInnen acht Prozent ihrer Wirt
schaftsleistung (BIP). In den USA muss 
sich jeder und jede privat versichern. Das 
Ergebnis: 16 Prozent der Bevölkerung 
sind gar nicht krankenversichert, weil sie 
es sich nicht leisten können. Dennoch 
kostet das Gesundheitssystem die US
BürgerInnen fast doppelt so viel: 14 Pro
zent vom BIP.

Pensionen: Die gesetzliche Pensionsversi
cherung in Österreich kostet 1,9 Prozent 
der Beiträge für die Verwaltung. Die pri
vaten Fonds und Versicherer schneiden 
weltweit zwischen neun und 35 Prozent 
vom Beitragskuchen herunter: der Markt 
ist hier – aufgrund von MarketingKos
ten, Verwaltungsverdopplung und Ge
winnstreben der Privaten – zehnmal 
teurer als der Staat. Hinzu kommt das 
Finanzmarktrisiko. In Großbritannien 
wurden Millionen Versicherte aus dem 
öffentlichen System in private Vorsorge
Verträge gelockt. Dort waren sie nach den 
Börseverlusten 2000–2002 so schlecht 
dran, dass der französische Versicherer 
Axa im Juni 2003 Millionen Privatversi
cherten die Rückkehr ins staatliche Pen
sionssystem anriet, falls die Regierung die 
Vergünstigungen für die Privatvorsorge 
nicht verbessern sollte.2)

Post: Seit sich der »Gelbe Riese« für den 
Börsengang fit macht, ziehen die Preise 
an: Im Mai 2003 wurden mittelschwere 
Sendungen um bis zu 30 Prozent teurer. 
(Urlaubs)Postfächer, die eigentlich unter 
das Stichwort »Kundenservice« fallen, 
verteuerten sich gleich um 1000 Prozent. 
Das Ganze bei schlechterer Versorgung: 
Von den 2300 Postämtern in Österreich 
sperrten in einer ersten Welle 700 zu, zwei 
Drittel davon ersatzlos, der Rest degene
rierte zu »McPost«. Die zweite Welle be
droht 350 Postämter.

Telekom: Der bisher einzige Liberalisie
rungserfolg (gesunkene Preise, höhere 
Qualität) ist mit großer Vorsicht zu ge
nießen. Zum einen zeichnet sich ab, dass 

2) The Guardian, 20. Juni 2003:  
www.guardian.co.uk/business/story/0,,981214,00.html 
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die – hochverschuldeten – Anbieter zum 
Oligopol zusammenwachsen, was stei
gende Preise zur Folge haben wird. Zum 
anderen sind GeringtelefoniererInnen 
schon heute mit höheren Telefonrech
nungen konfrontiert als vor der Liberali
sierung, weil die Fixkosten stark gestiegen 
sind. Die Investitionen sind stark rück
läufig, was zu technischen Problemen 
führen kann. Und die Frage der Umwelt 
und Gesundheitsauswirkungen des Mo
bilfunks ist noch völlig offen.

Bahn: Das emblematischste Privatisie
rungsdesaster ist die britische Eisenbahn. 
Die Entstaatlichung führte zu unpünkt
licheren Zügen, höheren Kosten und 
 tödlichen Unfällen. Die Infrastrukturge
sellschaft »Railtrack« wurde nur sieben 
Jahre nach der Privatisierung rückver
staatlicht, weil das Schienennetz völlig im 
Eimer war. Nach Eigenangaben ist das 

britische »das schlechteste Bahnsystem 
der Welt«.

Gefängnisse: Laut Michael Prüller, Ex
Wirtschaftsressortleiter und nun Chef 
vom Dienst in der Presse, sind private 
Gefängnisse »im Prinzip« nichts anderes 
als private Straßenkehrer. Ein genauerer 
Blick zeigt anderes: Private Gefängnisse 
in Großbritannien oder den USA sparen 
gerne bei Essen, Einrichtung und Wach
personal, was zu häufigeren Tumulten 
(mit Toten) führt und öffentliche Polizei
einsätze erfordert, die mit Steuergeldern 
bezahlt werden. Private Gefängnisbetrei
ber sparen auch bei Ausbildungsprogram
men für Häftlinge, um den Gewinn zu 
maximieren. Nebeneffekt: Die Häftlinge 
lernen nichts dazu und kommen wieder 
– das ließe sich als strategischer Aufbau 
eines Stammkundenstocks lesen. In den 
USA sitzen zwei Prozent der erwerbsfä

higen Männer hinter Gittern. Ein gutes 
Geschäft für Private und Politik: die Pri
vaten haben einen wachsenden Markt, 
die Politik niedrigere Arbeitslosenzahlen. 
Es macht eben doch einen prinzipiellen 
Unterschied, ob Gefängnisse öffentlich 
oder privat betrieben werden.

Wald: Die österreichischen Bundesforste 
wurden 1997 in eine Aktiengesellschaft 
umgewandelt. Seither ist ein positives 
und steigendes Betriebsergebnis sowie die 
Dividende an den Finanzminister das 
vorrangige Ziel – auch wenn die Unter
nehmensbroschüren voll mit Nachhaltig
keitsbekenntnissen sind. Die Umwand-
lung der Allmende Wald in eine Cash-
Cow lässt sich an zahlreichen 
Phänomenen ablesen:

■ Schließungswellen von Forstbetrieben 
und Personalabbau. Argumentiert wird 
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gerne mit dem technologischen Fort
schritt. Dass aber die Förster mittlerwei
le so große Gebiete zu betreuen haben, 
dass sie kaum noch aus dem Auto her
auskommen und wenn, dann um zum 
Computer zu wechseln, ist sicher nicht 
im Sinne einer Allmende.

■ Versuchter Verkauf von großen Flä
chen an Private, selbst in der Nähe der 
Quellgebiete der Wiener Trinkwasserver
sorgung. Diese Unternehmenspolitik 
wurde nach heftigen öffentlichen Protes
ten und Medienberichten wieder einge
stellt.

■ Kleinere Kahlschläge, besonders im 
Nationalpark Kalkalpen. Auch hier 
brachten heftige öffentliche Proteste die 
Aktiengesellschaft zur Räson.

■ Verteuerung der Wegbenützung für 
WandererInnen, MountainbikerInnen 
und SeenbenützerInnen.

■ Rückzug aus der Pflege des Schutz
waldes bzw. das Ansinnen, sich diese von 
der öffentlichen Hand abgelten zu las
sen.

■ Vertragsnaturschutz: Warum soll sich 
ein zu 100 Prozent im staatlichen Eigen
tum befindliches Unternehmen aus Um
welttöpfen Naturschutzleistungen abgel
ten lassen, mit Mitteln, die dann anders
wo fehlen?

An dieser Beispielliste wird deutlich, 
was passiert, wenn Allmenden in Cash
cows umgewandelt werden. Die Reduk
tion des Unternehmenszwecks auf Be
triebswirtschaft bringt eine radikale Ver
nachlässigung von Gemeinwohlzielen. 
Ein Vergleich zwischen gemeinnützigen 
und gewinnorientierten Unterneh
mungen ist aus diesem Grund unsinnig 
und unfair, was die Neoliberalen nicht 
davon abhält, ihn permanent strategisch 
einzusetzen, um öffentliche/gemeinnüt
zige Unternehmen und damit den Staat 
als Unternehmer zu diskreditieren. »Der 
Staat ist ein schlechter Unternehmer« 
ist schon allein deshalb unsinnig, weil 
der Staat wie gesagt in der Regel nur 
dort unternehmerisch tätig wurde/sein 
sollte, wo eben nicht betriebswirtschaft
liche Ergebnisse Zweck der Unterneh

mung waren, sondern das Gemein
wohl. 

Rosinen und Teig

Diese Gemeinwohlleistungen – zum 
Beispiel die Versorgung der Peripherie 
mit Bahnen, Bussen, Telefon und Post; 
oder die Miteinbeziehung der ökono
misch Schwächsten in Form von Grund
gebührbefreiung oder Ausgleichszulage 
– sind ein Hindernis bei der Privatisie
rung, denn sie machen den Gesamtku
chen der Daseinsvorsorge für Private 
unattraktiver. Die Strategie lautet daher: 
Rosinen picken, und den Teig beim Staat 
lassen.

Beispiel Postbus: Rund ein Drittel 
der Linien ist defizitär, ein Drittel 
schreibt eine schwarze Null, ein Drittel 
macht Gewinne. Zufällig lautet der Re
gierungsauftrag nicht: »Postbus privati
sieren«, sondern »30 Prozent des Postbus 
privatisieren«. Für defizitäre Linien wür
den sich wohl kaum private Käufer 
 finden. Diese bleiben beim Staat, mit 
absehbaren Folgen: Das Defizit des 
 Postbus wird steigen, der Staat als 
»schlechter Unternehmer« gebrand
markt werden und eine ganze Reihe wei
terer Postbusse den Betrieb einstellen. 
Dieses Spiel ist bekannt: Privatisie-
rung von Gewinnen, Sozialisierung 
von Verlusten.

Anderes Beispiel: In der deutschen 
Krankenversicherung wurde eine Versi
cherungspflichtgrenze eingezogen. Junge, 
gesunde Gutverdiener fliehen seither aus 
der gesetzlichen Pflichtversicherung und 
werden von den privaten mit offenen Ar
men empfangen. Die Abwanderung der 
besten Risken erodiert die Finanzierungs
basis der gesetzlichen Krankenversiche
rung, was wiederum den Privatisierungs
druck erhöht. Private Pensionsversicherer 
verfolgen die Strategie, das öffentliche 
Umlageverfahren zu kürzen, um immer 
größere Anteile des Kuchens zu bekom
men – die Ausgleichszulage und andere 
Umverteilungselemente bleiben natür
lich beim Staat.

Auch die ehemaligen Allmenden Te
lekom, Post, ÖBB werden – vor der Pri
vatisierung – nicht nur insgesamt in Cash
cows umgewandelt, sondern auch file
tiert, um zumindest die besten Stücke 
verkaufen zu können. Die delikatesten 

Filets waren oder werden sein: die P.S.K. 
(Post), der Mobilfunk (Telekom) und der 
Güterverkehr (ÖBB). Der Staat wird re
gelrecht ausgeweidet. 

Österreich AG

Dem Zeitgeist zufolge soll der Staat zum 
Unternehmen werden. Die Industriellen
vereinigung spricht gerne von der Öster
reich AG. Die Republik soll betriebs
wirtschaftlich denken und sich wie ein 
Flaggschiff im Standortwettbewerb posi
tionieren. Was beim Ökonomisierungs
diskurs übersehen wird. Hier wird nicht 
nur empfohlen, dass sich Volkswirt
schaften wie betriebswirtschaftliche Ein
heiten benehmen sollen, was ein ökono
mischer Unsinn ist3), sondern es werden 
allen Ernstes die undemokratisch organi
sierten Aktiengesellschaften zum Vorbild 
für Demokratien gekürt.

Dass der Staat ein guter Betriebswirt 
sein kann, hat er vor allen Privatisierungen 
oftmals bewiesen. Denn beim Börsen
gang waren fast alle öffentlichen Unter
nehmen hochprofitabel, sonst hätten sie 
gar keinen Käufer gefunden. Wenn er 
will, kann der Staat also auch Gewinne 
machen, die Frage ist nur, ob er das 
soll. 

Privatisierungskosten

Was beim Starren auf die neuen Gewinne 
und Aktienkurse ausgeblendet wird, sind 
die Privatisierungskosten: Sie werden von 
der Allgemeinheit übernommen. Zu die
sen Kosten zählt nicht nur der Erhalt des 
»Teigs«, sondern auch der teure Rückkauf 
von Railtrack, die Milliardenschäden 
durch Stromausfälle in den USA, in Neu
seeland und jüngst auch in Europa, die 
Bekämpfung der – infolge der Trinkwas
serprivatisierung ausgebrochenen – Cho
leraEpidemie in Südafrika, die Sanie
rung privater »durchgerosteter« Müllde
ponien (zuletzt in Pill/Tirol), die rasch 
ansteigende Zahl von Sozialhilfefällen 
nach der Pensionsprivatisierung in 
Großbritannien, die Schließung Hunder

3) Exemplarisch für diesen Unsinnsdiskurs ist die Debatte über 
Staatsschulden, in der der Staat mit einem Privathaushalt ver-
glichen wird – das Ganze mit dem Teil. Ein typischer Denkfehler 
des »mechanistischen« Neoliberalismus, der gerne die Einzelteile 
– Individuum, Unternehmen, Haushalt – betrachtet, und nicht das 
Ganze, die Volkswirtschaft.
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ter Postämter in Österreich oder der Er
halt Hunderttausender Arbeitsloser in
folge der EULiberalisierungen – 150.000 
im TelekomSektor, 250.000 im Energie
bereich und 500.000 bei der Bahn. Sie 
drücken allesamt auf das Budget und ver
zögern den neoliberalen Traum vom 
»schlanken Staat«. 

Staatshass

Um die Debatte über Privatisierungskos
ten nicht führen zu müssen, wird blind 
auf den Staat gedroschen: »Wo eine Re
gierung und eine Bürokratie außer Kon
trolle geraten, sind sie tausendmal ver
heerender als jeder noch so böse Privat
konzern«, meint zum Beispiel der 
Wirtschaftsressortleiter der »Presse«. Das 
Schlechtreden des Staates und alles Öf
fentlichen ist historisch betrachtet ein 
junger Sport: Das Phänomen der Priva
tisierung begann erst vor 20 Jahren, unter 
Ronald Reagan in den USA und im 
Großbritannien Margaret Thatchers. Die 
Eiserne Lady privatisierte nicht, weil die 

Staatsbetriebe Defizite einfuhren – 1984 
spülten sie acht Milliarden Pfund in die 
Staatskassen4) –, sondern aus Prinzip: In 
der neoliberalen Weltsicht ist der »Staat 
das Problem« (Ronald Reagan), er soll die 
Steuerung von Wirtschaft und Gesell
schaft dem Markt überlassen und nur 
unterstützend eingreifen (z. B. Eigen
tumsschutz, Sicherung von Verträgen). 
Öffentliche Interessen werden privaten 
untergeordnet, der Staat (das Ganze) räu
me dem Markt (den Individuen) das Feld. 
Mit dieser Doktrin haben Thatcher und 
Reagan die globale Privatisierungswalze 
losgetreten.

Das geistige Fundament, auf das die 
beiden bauten, stammt von der ökono
mischen Schule des Neoliberalismus, de
ren prominentester Vordenker der öster
reichische ÖkonomieNobelpreisträger 
Friedrich August von Hayek war. Hayek 
betrachtete den Markt als selbst erschaf
fene »spontane« Ordnung und daher als 
Naturgesetz. Dieser natürlichen »guten« 
Ordnung stellte er die schlechte, sozial 
konstruierte Ordnung alias Staat gegen

über. »Der »Konstruktivismus ist der Va
ter aller Totalitarismen«, begründete Hay
ek seinen Staatshass. Wurde er bei der 
Geburt dieses Gedankens noch belächelt, 
so haben sich heute seine Sichtweisen 
durchgesetzt: Globalisierung gilt als Na
turgesetz, und das Mantra von Deregu
lierung, Liberalisierung und Privatisie
rung wird weltumspannend gebetet.5)

Die wenig berauschenden Erfolge der 
bisherigen Privatisierungen erhöhen aber 
auch weltweit die Widerstände. Dagegen 
haben die Neoliberalen zwei geeignete 
Hebel gefunden. Hebel Nummer eins ist 
der Steuerwettlauf. Als Folge des freien 
Kapitalverkehrs und der damit geschaf
fenen Möglichkeit für das Kapital, sich 
am steuerfreiesten Plätzchen des Globus 
niederzulassen, rasseln die Steuersätze auf 
Vermögen, Gewinne und Kapitalein
kommen weltweit in den Keller. Diese 
Abwärtsspirale könnte man a) stoppen, 
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4) Susan George: A Short History of Neoliberalism:  
www.tni.org/archives/george/bangkok.htm 
5) S. a. www.christian-felber.at/artikel/pdf/hayek.pdf 
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indem man den freien Kapitalverkehr in 
unkooperative Steueroasen wieder ein
stellt. Man kann b) passiv zusehen und 
immer so nachziehen, dass man nicht 
Letzter bleibt. Oder man kann c) aktiv 
die nächste Runde einläuten, wie es Ös
terreich mit KÖStReform und Gruppen
besteuerung tat. Der Steuerwettlauf 
kommt neoliberalen Staatsverschlankern 
zupass: Er liefert ihnen einen perfekten 
Vorwand, den Staat zur »Ausgabendiszip
lin« zu zwingen – und so das neoliberale 
Ideal vom schlanken Staat zu verwirkli
chen. 

Die Bundesregierung träumt indes 
vom spindeldürren Staat: Laut Nachhal
tigkeitsstrategie soll »die österreichische 
Steuer und Abgabenquote zu den nied
rigsten in der OECD zählen«. Die drei 
niedrigsten liegen bei 19 Prozent (Mexi
ko), 27 Prozent (Südkorea) und 29 Pro
zent (USA). Das wäre die Halbierung des 
Staates. Vom Pensions, Gesundheits 
und Bildungssystem würde nicht viel üb
rig bleiben. Desgleichen müssten bei der
art akuter öffentlicher Magersucht nicht 
nur Post, ÖBB, AUA, OMV und ORF 
vollprivatisiert werden, sondern auch 
Kommunalbetriebe, Kindergärten, Schu
len und Krankenhäuser. Dem Markt wür
de auf allen Ebenen, wo er bisher nicht 
zugelassen war, zum Durchbruch verhol
fen. Der neoliberale Geist käme zur Er
füllung.

Internationale Entwicklungen

Hebel Nummer zwei für unpopuläre Pri
vatisierungen sind Liberalisierungen, die 
auf höherer, supranationaler, Ebene los
getreten werden und dann wie Naturge
setze auf die Nationalstaaten zurückdon
nern. Es gibt drei »höhere Ebenen«: 

1. Die EU betreibt die sektorale Libe
ralisierung von Telekom, Post, 

Bahn, öffentlichem Nahverkehr, Fernse
hen und demnächst auch der Trinkwas
ser und Gesundheitsversorgung. Hinzu 
kommt die Dienstleistungsrichtlinie, mit 
der ein horizontaler Streich versucht 
wird. 

2. Weltbank und Währungsfonds 
knüpfen Kreditvergaben an die 

Bedingung zahlreicher Privatisierungen, 
häufig auch der Trinkwasserversorgung. 

3. Und in der Welthandelsorganisa
tion WTO findet derzeit eine neue 

GATSRunde statt, in der der Dienstleis
tungshandel liberalisiert wird. Auch hier 
sind sämtliche öffentliche Dienstleistun
gen im Visier, die EU fordert 72 Staaten 
auf, die Trinkwasserversorgung für ihre 
Konzerne zu öffnen. Das GATS ist be
sonders problematisch, weil es zum einen 
Liberalisierung mit Deregulierung ver
knüpft und zum anderen de facto irre
versibel ist: Einmal eingegangene Libera
lisierungen dürfen drei Jahre lang gar 
nicht rückgängig gemacht werden, und 
danach nur mit dem Einverständnis der 
(über 130) Handelspartner.

Mit der Dienstleistungsrichtlinie hat 
ExBinnenmarktkommissar Frits Bolke
stein ein kleines EUGATS erfunden. 
Nicht nur das heiß umstrittene Her
kunftslandprinzip macht die Richtlinie 
so gefährlich, sondern auch die Deregu
lierung bei der Niederlassungsgenehmi
gung sowie die Verlagerung von Regulie
rungskompetenzen zur Kommission.6)

Am Beispiel der Trinkwasserversor-
gung soll der – von der Kommission üb
rigens in Abrede gestellte – Liberalisie
rungseffekt der Dienstleistungsrichtlinie 
gezeigt werden.7)

1. Ist die Trinkwasserversorgung nicht 
vom Anwendungsbereich der 

Richtlinie ausgenommen, da alle Dienst
leistungen erfasst sind, die »auf einer wirt
schaftlichen Gegenleistung« beruhen 
(Art. 4, Abs. 1), was beim Trinkwasser 
– aufgrund der Gebühren – unbestritten 
der Fall ist. Die Trinkwasserversorgung 
ist zwar vom Herkunftslandprinzip aus
genommen, nicht aber von den Bestim
mungen bezüglich der Niederlassungs
freiheit, hier werden den Mitgliedsstaaten 
folgende Handschellen angelegt:

2. Gibt es eine natürliche oder tech
nische Knappheit (wie im Fall der 

Trinkwasserversorgung – sie ist ein tech
nisches Gebietsmonopol), muss ein »neu
trales und transparentes« Verfahren 
durchgeführt werden (Art. 12). Das 

könnte als Ausschreibungszwang verstan
den werden. Es wäre nicht das erste Mal, 
dass die Kommission die Liberalisierung 
der Trinkwasserversorgung in Angriff 
nehmen möchte. Bisher ist sie am breiten 
Widerstand von Parlament, Mitglieds
staaten und Regionen gescheitert. Beim 
öffentlichen Personennahverkehr drängt 
sie ganz offen auf »kontrollierten Wett
bewerb«, sprich verpflichtende Ausschrei
bung. In die gleiche Kerbe schlägt Art. 
15, Abs. 2a der Richtlinie, wonach die 
»mengenmäßige Beschränkung« der 
Dienstleistungsanbieter grundsätzlich ei
ne ungerechtfertigte Niederlassungshür
de darstellt und in einem EUweiten Ver
fahren überprüft werden muss.

3. Darf die Zulassung (Ausschrei
bung) nicht auf gemeinnützige 

Unternehmen begrenzt werden, da keine 
Anforderungen bezüglich der Rechts
form der Unternehmen gestellt werden 
dürfen (Art. 15, Abs. 2b). Dieser Passus 
könnte es Gemeinden und Städten un
möglich machen, profitorientierte Akti
engesellschaften aus der Trinkwasserver
sorgung auszuschließen.

4. Schließlich ist die mehrheitliche 
öffentliche Kontrolle von kommu

nalen, landeseigenen oder staatlichen 
Versorgungsunternehmen (z. B. 51 Pro
zent) in Gefahr, weil auch Anforderungen 
bezüglich der »Beteiligung am Gesell
schaftsvermögen« überprüft werden müs
sen (Art. 15, Abs. 3c). Diese Deregulie
rungsaufforderung erinnert frappierend 
an die aktuellen GATSVerhandlungen, 
in denen die EU von zahlreichen Ländern 
die Aufhebung solcher 51ProzentKlau
seln vor allem im Finanz, Energie und 
Telekombereich fordert.

Die Dienstleistungsrichtlinie ist nur 
ein Beispiel für die versuchte Demontage 
öffentlicher Dienstleistungen. Neolibe
rale Kräfte wie die EUKommission be
dienen sich gleichzeitig zahlreicher ande
rer Hebel: GATS, sektorale Liberalisie
rungen, Transparenzrichtlinie und Ver
gaberecht. Aus neoliberaler Sicht ist der 
EUBinnenmarkt erst dann »vollendet«, 
wenn alle Dienstleistungen »von wirt
schaftlichem Interesse«, egal ob Daseins
vorsorge oder nicht, liberalisiert und da
mit früher oder später auch privatisiert 

6) www.christian-felber.at/artikel/pdf/Dienstleistungsrichtlinie.pdf
7) Ursprünglicher Entwurf der Kommission. Bei Drucklegung des 
Buches fanden Änderungen statt. Die ursprüngliche Version ist aber 
sicher auch für die Zukunft lehrreich, um zu sehen, was seitens der 
Kommission »probiert« wurde.
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sind. Am Ende des Tages drohen private 
Oligopole in den Bereichen Telekom, 
Post, Energie und Wasserversorgung so
wie Kranken und Pensionsversicherung 
übrig zu bleiben. Das allein schon des
halb, weil diese infrastrukturintensiven 
und skalenrelevanten Wirtschaftsbereiche 
»natürliche Monopole« sind: es ist am ef
fizientesten, wenn es ein Unternehmen 
macht. Die mühsam zerschlagenen und 
liberalisierten öffentlichen ExMonopole 
streben magnetisch zum – privaten – Oli
gopol. Für den Energie und Telekom
sektor, den beiden »Liberalisierungserfol
gen«, wird vorhergesagt, dass in fünf bis 
zehn Jahren nur noch wenige Player in 
der EU übrig sein werden, der Wettbe
werb könnte bald Geschichte sein.

Eine Frage der Regulierung?

Wenn Liberalisierungsfans Privatisie
rungsdesaster vor Augen geführt bekom
men, sagen sie gerne: »Das war kein Li
beralisierungsproblem, sondern ein Re
gulierungsproblem.« Gemeint ist damit, 
dass die Regierung verabsäumt habe, den 
privaten Versorgern in Bezug auf Wett
bewerb, Preis und Qualität strenge Re
geln aufzuerlegen. Dazu gibt es einiges 
zu sagen: 

1. Liberalisiert wird nicht, um zu 
regulieren, sondern um zu dere-

gulieren. Wenn ein Staat einen öffent
lichen Versorgungsbereich liberalisiert 
und den Privaten das Feld überlässt, dann 

tut er das, um sich zurückzuziehen und 
die Segnungen des freien Marktes wirken 
zu lassen, und nicht um plötzlich groß 
Politik zu machen. Sich von der Libera
lisierung eine starke Regulierung der pri
vaten Anbieter zu erwarten, ist widersin
nig. Nachdem der EUKommission ihre 
Regulierungsempfehlungen anfangs weit
gehend auf Wettbewerbsziele beschränkte, 
ermutigte sie die Mitgliedstaaten erst im 
Weißbuch über Dienstleistungen von all
gemeinem Interesse, nationale Regulie
rungsbehörden mit umfassenden Zielen 
und Befugnissen einzurichten.

2. Regulierungsdilemma: Die Re-
gulierten wollen nicht reguliert 

werden. Selbst bei starkem Regulierungs
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willen hinkt der Staat hinterdrein: Erst 
»versagt der Markt«, dann wird repariert. 
Wenn überhaupt. Schließlich pflegen 
multinationale Konzerne sich mit allen 
Mitteln gegen handelshemmende und 
gewinnreduzierende Regulierungen zur 
Wehr zu setzen – wenn sie nicht gleich 
die Deregulierung in ihrem Interesse 
»mitgestalten«.

3. Je strenger reguliert wird, desto 
uninteressanter wird es für Pri-

vate, weil ihre Kostenvorteile wegfal-
len. Hier kommt der ganze Widerspruch 
eines regulierten Marktes zum Vorschein: 
In dem Maße, in dem versucht wird, aus 
profitorientierten Versorgern durch Re
gulierung gemeinnützige zu machen – 
Preisschutz, Umweltziele, Universalver
sorgungsgebot, Versorgungssicherheit 
und Beschäftigtenschutz – wird es für sie 
uninteressant, da kann man sie gleich öf
fentlich lassen.

4. Regulierungsziele können bei 
der WTO als Handelshemm-

nisse attackiert werden. Selbst wenn es 
Staaten gelingen sollte, gegen die Macht 
von multinationalen Konzernen Regulie
rungen im öffentlichen Interesse durch
zusetzen, könnten diese vom GATS wie
der ausgehebelt werden. Denn staatliche 
Eingriffe machen sich in der WTO 
grundsätzlich der »Behinderung des Han
dels« verdächtig. 

Der Staat muss wieder  
zur Allmende werden

Vor dem Hintergrund dieser Erfahrungen 
und den allgemeinen Folgen neoliberaler 
Wirtschaftspolitik – Schwächung öffent
licher Räume, zunehmendes Konkur
renzdenken auf allen Ebenen, Auflösung 
des sozialen Zusammenhalts, des Gene
rationenvertrags und kooperativer Struk
turen – wäre es dringend nötig, wieder 
bewusst »Allmenden« einzurichten: Ge

meinschaftsgüter und öffentliche Dienst
leistungen, die allen gehören und dem 
Gemeinwohl dienen. Drei Schritte 
könnten den Anfang machen.

1. Erlass einer Rahmenrichtlinie auf 
EU-Ebene, die es den Mitglieds

staaten freistellt, Dienstleistungen von 
allgemeinem Interesse (öffentliche 
Dienstleistungen, Dienstleistungen der 
Daseinsvorsorge) zu definieren, zu er
bringen und zu finanzieren und sie vom 
Wettbewerbsrecht der Union auszuneh
men.

2. Historische oder aktuelle Mängel 
und Missstände bei öffentlichen 

Dienstleistungen sind nicht unbedingt 
dem Umstand geschuldet, dass diese 
Dienstleistungen öffentlich waren, son
dern dass sie nicht demokratisch orga
nisiert waren. Die große Herausforde

rung liegt daher in der Demokratisie-
rung öffentlicher Güter und 
Dienstleistungen. Anstelle der hoch in 
Mode befindlichen »public privat part
nerships« könnten »public popular part
nerships« eingerichtet werden. Die Ver
sorgungsbetriebe werden gemeinsam 
von Management, Belegschaft und 
VolksvertreterInnen geführt. Volksver
treterInnen haben ein ähnliches Interes
se wie private BetriebswirtInnen, näm
lich die effiziente Verwendung von Steu
ergeldern. Ihr zweites Interesse ist 
dagegen nicht möglichst hoher Ge-
winn, sondern das optimale Gemein-
wohl – andernfalls werden sie abge
wählt. Solche Modelle hat es in der Ge
schichte gegeben und gibt es auch heute. 
Ein Beispiel ist die Trinkwasserversor
gung von Porto Alegre. Durch die di
rekte Mitbestimmung der Bevölkerung 

in der Unternehmensführung ist die Ver
einbarkeit von betrieblichen und Ge
meinwohlzielen gelungen: Die Wasser
werke versorgen nicht nur 99,5 Prozent 
der Bevölkerung mit sauberem Trink
wasser, was Rekord unter Brasiliens Städ
ten ist, sondern arbeiten aufgrund eines 
progressiven Tarifmodells auch kosten
deckend und bedürfen keiner Zuschüs
se seitens der SteuerzahlerInnen.8)

3. Nicht alle öffentlichen Dienstleis
tungen können kostendeckend er

bracht werden, wollen universale Versor
gung und hohe Qualität erreicht werden. 
Die dritte Maßnahme ist daher die Si-
cherung ihrer Finanzierung durch die 
Beendigung des globalen Steuerwett-
laufs, die Schließung von Steueroasen 
und die angemessene Besteuerung von 
Vermögen, Gewinnen und Kapitalein-
kommen.9) 

Dann wäre Schluss mit dem Parado
xon, dass sich in Zeiten wachsender 
Wirtschaft alle ärmer glauben und ver
meinen, den Gürtel enger schnallen  
zu müssen. Die EULänder hätten wie
der Budgetüberschüsse und könnten 
ihre – demokratisierten – Allmenden 
stärken und ausweiten anstatt sie auf 
Diät zu setzen, zu zerschlagen und zu 
privatisieren.

Felber, Christian: »Öffentliche Mager-
sucht«, Gastkommentar in Kurier, 14. 
August 2004: www.christian-felber.at/ 
artikel/pdf/Oeffentliche_Magersucht.pdf

Felber, Christian: »Gegen die Magersucht«, 
in Die Presse, 8. 9. 2004 

Felber, Christian: »Die Privatisierungsfal-
le«, in Die Furche, 15. Jänner 2004: 
www.christian-felber.at/artikel/
privatisierungsfalle1.php

Felber, Christian: »Hayeks Freiheit«, in Der 
Standard, 26. März 2005: 
www.christian-felber.at/artikel/pdf/
hayek.pdf

Reimon, Michel/Felber, Christian: »Schwarz-
buch Privatisierung. Wasser, Schulen, Kran-
kenhäuser – Was opfern wird dem freien 
Markt?«, Ueberreuter, Wien 2004.

L i t e r a t u r

8) Internationale Alternativen zur Wasserprivatisierung:  
www.tni.org/books/publicwater.pdf 
9) Attac Österreich hat genaue Vorschläge ausgearbeitet:  
www.attac.at/uploads/media/flyer_steuergerechtigkeit.pdf 

»Die große Herausforderung 
liegt daher in der Demokra-
tisierung öffentlicher Güter 
und Dienstleistungen.«

»... nicht möglichst hoher 
Gewinn, sondern das opti-
male Gemeinwohl ...«



Arbeit&Wirtschaft 5/2007 Gesellschaftspolitik
17

Das neue Internet-Portal tabakfrei.at rund 
um das Thema Nichtrauchen speziell für 
die Zielgruppe der 12 bis 18Jährigen 
bietet seinen Besuchern mit einem völlig 
neuen GratisWebSMSService jetzt 
noch mehr Service, Spaß und Vorteile. 
Entwickelt und betrieben wurde das 
WebSMS Service auf tabakfrei.at vom 
Mobile Services Spezialisten Software
Management GmbH (mobileservices.at) 
zusammen mit der Agentur heydarling.
at. Auftraggeber ist der Hauptverband 
der österreichischen Sozialversiche
rungsträger.

GratisSMS auf tabakfrei.at unter
stützt die laufende NichtraucherKam
pagne gerade bei der jungen Zielgruppe. 

Dazu Projektleiter Sascha Müller vom 
Hauptverband der Sozialversicherungs
träger: »Die Kampagne ›Nichtrauchen 
macht reich‹ setzt dort an, wo Jugendli
che in ihrer Lebenswelt erreichbar sind. 
Wer das Rauchen im besten Fall erst gar 
nicht beginnt oder wieder aufgibt, erzielt 
langfristig nicht nur einen Gesundheits
gewinn, sondern gewinnt auch relativ 
unmittelbar und vor allem spürbar in fi
nanzieller Hinsicht. Wie wissenschaft
liche Untersuchungen zeigen, ist gerade 
der finanzielle Aspekt des Rauchens ein 
wesentliches Argument, speziell bei Ju
gendlichen, sich für ein rauchfreies Leben 
zu entscheiden. Durch das Versenden von 
SMS über unsere Homepage werden die 

Jugendlichen direkt zu Kommunikatoren 
der Botschaft ›Nichtrauchen macht 
reich‹«. 

Zusätzlich zu Informationen rund um 
das Thema Nichtrauchen stehen jedem 
Besucher monatlich fünf GratisSMS und 
ein GratisMMS zur Verfügung. Jeder 
registrierte User kann gratis Kontakte an
legen, GruppenSMS versenden oder 
auch überlange Nachrichten einfach per 
SMS oder MMS versenden. Weitere Gra
tisSMS kann man sich verdienen, indem 
man Fragen zum Thema Nichtrauchen 
richtig beantwortet. Wer eine MMS ver
schicken will, kann ein eigenes Bild hoch
laden oder aus einer vorhandenen Bilder
galerie wählen.

Gratis-SMS für »tabakfrei.at«
Sozialversicherung geht neue Wege in der Nicht-Raucher-Aufklärung für Jugendliche.
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Der Bundeskongress

Der Bundeskongress ist das höchste Or
gan des ÖGB. Die maximal 250 Dele
gierten der Gewerkschaften werden ent
sprechend ihrer Mitgliederzahl vom Ge
werkschaftsvorstand entsandt, den 
kleinsten Gewerkschaften stehen zumin
dest zwei Delegierte zu. Weiters sind die 
stimmberechtigten Mitglieder des Bun
desvorstands auch stimmberechtigte 
KongressDelegierte. Als beratende De
legierte nehmen teil: die Mitglieder der 
Kontrollkommission, die beratenden 
Mitglieder des Bundesvorstands, der/die 
ersten SekretärInnen und Redakteu
rInnen der Gewerkschaften und Vertre
terInnen der Landesorganisationen sowie 
je Abteilungen Frauen, Jugend und Pen
sionistInnen. Der Bundeskongress zieht 
Bilanz über die abgelaufene Tätigkeitspe
riode, legt das Programm für die kom
mende fest und beschließt etwaige Ände
rungen der ÖGBStatuten. Er wählt auch 
den/die PräsidentIn, zwei Vizepräsiden
tInnen, die weiteren stimmberechtigten 
Mitglieder des ÖGBVorstands und die 
Mitglieder der Kontrollkommission.

Die Gewerkschaften

Die Gewerkschaften organisieren und 
betreuen die ÖGBMitglieder entspre
chend den Strukturen der Wirtschaft und 
sind nach Bedarf regional sowie nach Sek
tionen oder Fachgruppen gegliedert. Sie 
erfüllen im Rahmen des ÖGB in ihrem 
eigenen Wirkungsbereich selbständig al
le Aufgaben, die sie allein bewältigen kön
nen, wenn diese nicht das Interesse meh
rerer Organisationsbereiche des ÖGB 
oder den gesamten ÖGB berühren. Die 
Gewerkschaften sind verpflichtet, Mit
gliederversammlungen abzuhalten und 
entsenden Delegierte zum ÖGBBundes
kongress sowie in den ÖGBBundesvor
stand. Der Gewerkschaftstag beschließt 
eine eigene Geschäfts und Wahlord
nung.

Der Bundesvorstand

Der Bundesvorstand besteht aus den 
stimmberechtigten Mitgliedern des 
ÖGBVorstands, bis zu 45 von den Ge
werkschaftsvorständen entsendeten De
legierten, den Vorsitzenden der ÖGB
Landesorganisationen sowie Gewerk
schaftsvertreterInnen in gleicher Zahl, 
den VertreterInnen der ÖGBFrakti
onen, der Frauen, Jugend und Pensio
nistenabteilung sowie VertreterInnen der 
Kompetenzzentren, Themen und Funk
tionsforen des Bundesvorstands und wei
teren maximal acht kooptierten Mitglie
dern. Beratende Delegierte sind neben 
den beratenden Mitgliedern des ÖGB
Vorstands der/die Vorsitzende und der/

die stellvertretende Vorsitzende der ÖGB
Kontrollkommission, zwei Mitglieder des 
Zentralbetriebsrats der im ÖGB Beschäf
tigten und von der ÖGBGeschäftsfüh
rung vorgeschlagene SekretärInnen und 
RedakteurInnen. 

Der Bundesvorstand ist das höchste 
Entscheidungsgremium zwischen den 
Bundeskongressen. Neben einer Reihe 
anderer Aufgaben nimmt er zu wichtigen 
interessenpolitischen Fragen Stellung, be
stellt die drei Leitenden SekretärInnen 
des ÖGB und die Abteilungs und Refe
ratsleiterInnen der ÖGBZentrale sowie 
die ÖGBFührungskräfte auf Landes, 
Regional und Bezirksebene, genehmigt 
das Jahresbudget des ÖGB, bestätigt die 
Geschäfts und Wahlordnungen der Ge
werkschaften und beschließt über die 
Mitgliedsbeiträge sowie über große ge
werkschaftliche Kampfmaßnahmen, aber 
auch einzelne Streiks, die die Gesamtbe
wegung oder das öffentliche Interesse be
rühren. 

Der Bundesvorstand teilt auch die in
teressenpolitischen Schwerpunkte des 
ÖGBVorstands ein.

Der Vorstand

Dem Vorstand gehören der/die Präsi
dentIn, die zwei VizepräsidentInnen so
wie 12 bis 18 weitere vom Bundeskon
gress gewählte Mitglieder an. Beratende 
Mitglieder sind auf jeden Fall die drei 
Leitenden SekretärInnen, der/die Vor
sitzende und der/die stellvertretende 
Vorsitzende der Kontrollkommission so
wie je eine VertreterIn der Jugend und 

Der Aufbau des ÖGB
(Stand April 2007*)

Die Funktionsdauer beträgt in der Regel vier Jahre.

Der Frauenanteil in den ÖGB-Organen und bei Delegierungen durch seine Gewerkschaften in die gemeinsamen Organe sowie unter den 
Leitenden SekretärInnen muss ausnahmslos zumindest dem Anteil der weiblichen Mitglieder entsprechen. Dabei muss mindestens ein 
Mandat von der Frauenorganisation besetzt werden.

a L L g e m e i n e  r i c h t L i n i e n  f ü r  d i e  Ö g B - O r g a n e :

Adresse: 1010 Wien, Laurenzerberg 2.
Telefon: 01 534 44 
E-Mail: servicecenter@oegb.at.
Mitgliederstand:  
Ende Februar 2007: 1,281.208.

i n f O r m a t i O n
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der PensionistInnenabteilung, Der Vor
stand führt die Geschäfte des ÖGB zwi
schen den Sitzungen des Bundesvor
stands. 

Er beschließt das Jahresbudget des 
ÖGB und legt es dem Bundesvorstand 
zur Genehmigung vor und verwaltet das 
Vermögen und die Liegenschaften des 
ÖGB. 

Ferner fasst er die erforderlichen Be
schlüsse bei beabsichtigten Streiks und 
drohenden Aussperrungen, soweit dafür 
nicht der Bundesvorstand zuständig ist. 
Er beauftragt auch im Bedarfsfall ein 
stimmberechtigtes Mitglied aus seinen 
Reihen mit der Vertretung des/der Präsi
dentIn. 

Die Geschäftsleitung

Die Geschäftsleitung besteht aus dem/
der PräsidentIn, den beiden Vizepräsi
dentInnen und den drei Leitenden Se
kretärInnen des ÖGB. Sie ist im Gegen
satz zu den anderen hier beschriebenen 
Gremien kein Organ des ÖGB, sondern 
ist an die Weisungen des Vorstandes und 

des Bundesvorstands gebunden. Sie be
sorgt die laufenden Geschäfte.

Die Kontrollkommission

Die Kontrollkommission besteht aus 
sieben Mitgliedern und vier Ersatzmit
gliedern. Sie wählt aus ihren Reihen ei
ne/n Vorsitzende/n und eine/n stellver
tretende/n Vorsitzende/n, wobei der/die 
Vorsitzende nicht jener Fraktion angehö
ren darf, die gesamtösterreichisch die 
meisten BetriebsrätInnen/Personalvertre
terInnen stellt. Sie überwacht die Einhal
tung der Statuten und die Durchführung 
der Beschlüsse des Bundeskongresses und 
überprüft und kontrolliert alle finanziel
len und wirtschaftlichen Angelegen
heiten. Die Gewerkschaften haben eigene 
Kontrollkommissionen, die ÖGBKon
trollkommission kann sie aber auch di
rekt prüfen.

Die Landesvorstände 

Die Landesvorstände bestehen jeweils 
aus den Mitgliedern des Präsidiums (Lan

desvorsitzende und stellvertretende Lan
desvorsitzende), Vertreterinnen der Ge
werkschaften, der Frauen, Jugend und 
PensionistInnenabteilung und der auf 
Landesebene anerkannten Fraktionen so
wie den Regionalvorsitzenden und koop
tierten Mitgliedern. 

Sie sind die Vertretungsorgane des 
ÖGB für ein Bundesland und sind an die 
Vorgaben durch die Bundesorgane ge
bunden. Eine besondere Aufgabe ist die 
befristete Benennung von aktiven Ge
werkschaftsmitgliedern zu gewerkschaft
lichen Vertrauenspersonen für Bereich 
mit besonders schwierigen Rahmenbe
dingungen für die Organisationsarbeit 
wie z. B. Einkaufszentren, Saisonregionen 
oder Technologieparks. 

Der Organisationsapparat sind die 
Landesleitungen. An ihrer Spitze stehen 
die vom Bundesvorstand bestellten Lan
dessekretäre. Bei ihrer Bestellung hat der 
jeweilige Landesvorstand Empfehlungs
recht.

*) Quelle: Skriptum GK 7 »Die Kammern 
für Arbeiter und Angestellte«, S. 56/57 
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F
ür die österreichische Gewerk
schaftsbewegung war 2006 ein 
turbulentes Jahr. Die sattsam be
kannten Vorkommnisse um die 

mittlerweile verkaufte Gewerkschafts
bank BAWAG P.S.K. haben den ÖGB 
knapp an die Pleite geführt. »Das schwie
rigste Jahr in der Geschichte des ÖGB«, 
sagte Präsident Rudolf Hundstorfer nach 
seinem ersten Jahr an der Spitze. 

Einig ist man sich im ÖGBVorstand 
mittlerweile über die Grundsätze eines 
Finanzierungsübereinkommens im ÖGB. 
»Es wird für den Zeitraum 2007 bis 2010 
Gültigkeit haben«, sagte Hundstorfer. 
Neu wird eine Solidarfinanzierung für 
Unterstützungsleistungen für ÖGBMit
glieder, wie beispielsweise Arbeitslosen
Unterstützung und Soliversicherung, ver
einbart.

Doch die notwendigen Sanierungs
maßnahmen – im Jahr 2007 müssen 13 
Millionen Euro allein in der ÖGBZen
trale und in den Landesorganisationen 
eingespart werden – haben auch zu einer 
inhaltlichen Neuausrichtung geführt. 

»ÖGB neu«: 30 Umsetzungsprojekte

ÖGBVizepräsidentin Roswitha Bachner 
kündigte 30 Projekte an, die den »ÖGB 
neu« wieder auf die richtige Bahn brin
gen werden. Besonderes Augenmerk will 
sie künftig atypisch Beschäftigten und 
ausgetretenen Mitgliedern schenken. Sie 
sollen in persönlichen Gesprächen in den 
ÖGB geholt werden.

»Die Betreuung der Mitglieder in al
len Bundesländern ist für mich ein we
sentliches Kernstück der Reform. Wir 
haben uns das Ziel gesetzt, bis Juni eine 
Betreuungslandkarte zu erstellen«, so 
Bachner. Das Ziel: keine »weißen Fle
cken« mehr. 

Im ÖGB Niederösterreich ist das be
reits beschlossen: »Es wird keine einzige 
Bezirksstelle geschlossen, sondern wir 
stellen im Rotationsprinzip mit den Ge
werkschaften eine flächendeckende Ver
sorgung für die Beschäftigten her«, be
schreibt Vorsitzender Josef Staudinger das 
Modell. Doppelgleisigkeiten und veral
tete Strukturen werden durch die gemein
same Betreuung der Regionen durch 
ÖGB und Gewerkschaftsmitarbeite
rInnen abgeschafft.

»Es passiert viel, in den Ländern, in 
den Gewerkschaften und in der ÖGB
Zentrale. Ich gebe natürlich zu, dass man 
davon mehr mitbekommt, wenn man 
sich im ›inneren Kreis‹ bewegt. Aber das 
ist ja auch Teil der Reform, dass wir un
sere Arbeit viel offensiver kommunizieren 
müssen«, erklärt Vizepräsidentin Roswitha 
Bachner. Deshalb wird nun ein gemein
sames Medienkonzept für ÖGB und Ge
werkschaften entwickelt.

Damit die Gewerkschaftsbewegung 
auch inhaltlich weiterhin etwas zu sagen 
hat, gibt es im ÖGB eine Grundsatzab
teilung, die für alle ArbeitnehmerInnen 
relevante Themen aufbereitet und ent
sprechende Forderungen an die Politik 
formuliert. Zu ihren Aufgaben gehören 

unter anderem Gesetzesbegutachtungen, 
Zusammenarbeit mit den Sozialpartnern, 
Arbeiterkammern, Ministerien und Be
hörden – und effizientes Lobbying für 
die Interessen der ArbeitnehmerInnen. 
Die Gebiete, mit denen sich die Grund-
satzabteilung befasst, sind:

■  Bildungspolitik

■  Sozialpolitik

■  Wirtschaftspolitik

■  Gesundheitspolitik sowie Internatio
nales und Europapolitik.

Neu an der Spitze: der ÖGB-Vorstand

An die Öffentlichkeit gebracht wird die 
Meinung des ÖGB von den Mitgliedern 
des seit dem Bundeskongress im Jänner 
bestehenden ÖGBVorstands, dessen 
Mitglieder als Sprecher für die wichtigs
ten Themenbereiche fungieren. 

Zuständig sind für die Arbeitsschwer
punkte:

Soziales: Rudolf Hundstorfer, ÖGBPrä
sident

Wirtschaft: Erich Foglar, GMTNVor
sitzender

Gesundheit: Wilhelm Haberzettl, Vor
sitzender der vidaSektion Verkehr

ÖGB-Reform:

Mitglieder flächen-
deckend betreuen

Ein Jahr nach der BAWAG-Krise ist die ÖGB-Reform in vollem Gang.



Arbeit&Wirtschaft 5/2007 Hintergrund
21

Infrastruktur: Christian Meidlinger, 
GdGVorsitzender, und Gerhard Fritz, 
GPFVorsitzender

Europa und Internationales: Wolfgang 
Katzian, GPADJPVorsitzender

Arbeitsmarkt: Rudolf Kaske, vidaVor
sitzender

Bildung: Christine Gubitzer, stellvertre
tende GÖDVorsitzende

Frauen: Elisabeth Vondrasek, vidaFrau
envorsitzende

Umwelt: Lisa Langbein, Vorsitzende der 
Fraktion Unabhängige Gewerkschafte
rInnen im ÖGB (UG)

ÖGB-Reform: ÖGBVizepräsidentin 
Roswitha Bachner

Zukunft der Arbeit: ÖGBVizepräsi
dent Norbert Schnedl

Forschung und Entwicklung: Dwora 
Stein, GPADJPBundesgeschäftsführe
rin

ArbeitnehmerInnenschutz und Huma-
nisierung: Alfred Gajdosik, Vorsitzender 
der Fraktion Christlicher Gewerkschafter 
in der vida

Weitere Mitglieder des Vorstandes:

Alfred Artmäuer, GdCVorsitzender

Christine Haager, stellvertretende Vorsit
zende der ÖGBPensionistInnen

Johann Holper, GBHVorsitzender

Jürgen Michlmayr, ÖGJVorsitzender

Erika NussgraberSchnabl, stellvertre
tende GMTNVorsitzende

Mehr Transparenz und Kontrolle

Neu ist, dass der/die Vorsitzende der zen
tralen Kontrollkommission des ÖGB von 
einer Minderheitsfraktion gestellt werden 
muss. ÖGBVizepräsident Norbert 
Schnedl betont, dass es für ihn als Christ
gewerkschafter besonders wichtig ist, die 
»zentrale Kontrolle« nicht mehr nur in 
der »Hand der Mehrheitsfraktion« zu wis

sen. Es gelte, den »ÖGB neu« transparent 
»nach außen und innen« zu machen.

Gestärkt wurden durch die Bundes
kongressBeschlüsse auch die Frauen im 
ÖGB. Sie müssen nun in allen Gremien 
entsprechend mindestens ihrem Mitglie
deranteil vertreten sein, was auch Roswitha 
Bachner ein besonderes Anliegen war: 
»Ein Weg, den ÖGB für Frauen attrak
tiver zu machen, ist es, dem ÖGB ein 
weiblicheres Gesicht zu geben. Dann füh
len sich Frauen besser angesprochen.« 

Die ÖGBReform ist also in vollem 
Gang, aber wann wird sie fertig sein? Vi
zepräsidentin Bachner: »Genau genom
men nie. Dinge zu verbessern, zu verän
dern, ist ja die ureigenste Aufgabe der 
Gewerkschaftsbewegung, da dürfen wir 
konsequenterweise unsere Organisation 
nicht ausnehmen.« Dass trotz der inten
siven Beschäftigung mit den eigenen 
Strukturen keine Lähmung des ÖGB 
droht, zeigt allein schon die Tatsache, dass 
die Gewerkschaftsbewegung trotz der 
Probleme im vergangenen Jahr 494 Kol
lektivverträge erfolgreich ausgehandelt 
hat. Damit wurde eine Lohnsumme von 
rund  102 Milliarden Euro bewegt. 
 F. Kräftner
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S
eit Februar geht es rund. Kein 
Tag vergeht, an dem nicht das 
Thema Klimawandel in Zei
tungen, Radio oder TV eine Rol

le spielt. Der Grund: die Veröffentlichung 
des Berichtes des Weltklimarates IPCC 
(Intergovernmental Panel on Climate 
Change). Demnach wird die Durch
schnittstemperatur auf der Erde bis 2100 
um 1,8 bis 4,0 Grad Celsius steigen. Das 
wird die Umwelt für Menschen, Tier und 
Pflanzenwelt schwerst bis nicht mehr re
parierbar beeinflussen. Das kann eine 
Verschiebung der Klimazonen, ein Ab
schmelzen der Gletscher und des Eises in 
der Arktis, eine daraus resultierende Er
höhung des Meeresspiegels zwischen 18 
und 59 cm und eine Erwärmung der 
Meere zur Folge haben. Durch den Kli
mawandel sei ein Fünftel der Arten vom 
Aussterben bedroht, Hungerkatastro
phen, Dürreperioden und Überschwem
mungen (auch in Europa), wären an der 
Tagesordnung. 

Weitere Folge: Trinkwasserverknap
pung. Allein ein Grad Temperaturanstieg 
würde Wassermangel für 400 Millionen 
bis 1,7 Milliarden Menschen bedeuten. 
Hauptverursacher des Klimawandels sind 
derzeit die Industriestaaten, Hauptleid
tragende in der Zukunft: Menschen in 

Küstenregionen und in Afrika und 
Asien.1) 

Aber auch Österreich ist – mehr als 
bisher bewusst – betroffen. Laut UNO
Klimabericht reagiert der Alpenraum auf 
den Klimawandel sensibler als bisher an
genommen. Der seit 1860 gemessene 
globale Temperaturanstieg um 0,6 Grad 
Celsius ist in Österreich rund dreimal so 
stark ausgeprägt. Für die österreichische 
Klimaforscherin Helga KrompKolb geht 
der Klimawandel im alpinen Raum 
schneller voran, die Temperatur steigt bei 
uns rascher als woanders und extreme 
Wetterereignisse wie Stürme, Hagel oder 
heftige Gewitter werden immer häufiger 
werden.2) 92 Prozent der vom Österrei
chischen Alpenverein beobachteten 105 
Gletscher schmelzen ab. Zum Teil sehr 
deutlich: vier von ihnen um mehr als 50 
Meter. Laut einer OECDStudie ist in 
Österreich von den derzeit als schneesi
cher geltenden Regionen bereits rund ein 
Fünftel vom Klimawandel bedroht. 

Was verursacht den Klimawandel?

Ursache sind die Emissionen der so ge
nannten Treibhausgase, insbesondere aus 
industriellen Prozessen seit Beginn der 
Industrialisierung, aber auch durch die 
Rodung der tropischen Regenwälder. 

Der natürliche Treibhauseffekt er
wärmt die Erdatmosphäre, ähnlich wie 
die Luft in einem Glashaus. Die kurzwel
lige Sonnenstrahlung dringt fast vollstän

dig bis zur Erde, während die von der 
Erde zurückgestrahlte Wärmestrahlung 
zum größten Teil aufgenommen wird. 
Ohne den Treibhauseffekt wäre Leben 
auf der Erde kaum möglich.

Durch die Industrialisierung erfolgte 
eine Beeinflussung der Konzentration 
dieser Treibhausgase in der Atmosphäre 
und es kam so zu einem zusätzlichen 
Treibhauseffekt. Die wichtigsten und am 
schnellsten steigenden Treibhausgase 
sind: Kohlendioxid (CO2), Methan 
(CH4), Lachgas (N2O) und Ozon (O3). 
Weitere nicht natürliche Treibhausgase 
sind: voll und teilhalogenierte Fluor
chlorkohlenwasserstoffe (FCKW bzw.  
HFCKW), perfluorierte und wasser
stoffhaltige Fluorkohlenwasserstoffe 
(FKW bzw. HFKW), Halone und 
Schwefelhexafluorid (SF6).

Wichtig für die Treibhauswirksamkeit 
eines Gases ist die Verweilzeit in der At
mosphäre und deren Treibhauspotenzial, 
das heißt, wie viel zusätzliche Erwärmung 
durch dieses Gas ausgelöst wird. In der 
Regel vergleicht man das Treibhauspoten
zial mit der Erwärmung, die eine ver
gleichbare Menge CO2 (CO2Äquivalent) 
verursacht hätte, weil CO2 das mengen
mäßig bedeutendste Treibhausgas dar
stellt.

HauptEmissionsquellen für Treib
hausgase sind zum weitaus größten Teil 
die Verbrennung fossiler kohlenstoffhal
tiger Energieträger (Kohle, Öl, Benzin, 
Diesel, Erdgas ...) für Industrie, Gewer
be, Energieerzeugung, Verkehr, bei denen 
CO2 entsteht. Für die übrigen Treibhaus
gasmissionen ist die chemische Industrie 

Klimawandel
Ob UNO-Klima-Bewertungsbericht, britischer »Stern-Report« über die 

wirtschaftlichen Folgen des Klimawandels oder EU-Klimastrategie, einhelliger 
Befund: Das Klima wandelt sich, mit einem folgenschweren globalen Temperatur-

anstieg ist zu rechnen. Wandelt sich aber auch die entsprechende Politik?

Autor: Wilfried Leisch

 
Politologe und als freier Journalist und  

Publizist sowie als Betriebs-, Energie- und 
Umweltberater tätig

1) IPCC, www.ipcc.ch; www.ipcc.ch/SPM2feb07.pdf
2) Die Presse, 8. 2. 07 bzw. Kronen Zeitung, 7. 4. 07
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– vor allem FCKW und Halone, die Ab
holzung und Brandrodung von Wäldern 
sowie die Landwirtschaft und andere Be
reiche, zum Beispiel CH4 aus Rinderhal
tung, Reisanbau und Mülldeponien, oder 
N2O durch Düngung, verantwortlich.3) 

Wirtschaftliche Folgen

Der Anstieg der Treibhausgaskonzentrati
onen in der Atmosphäre bewirkt die Er
wärmung auf der Erde. Betrug diese Kon
zentration vor der industriellen Revoluti
on 280 ppm (parts per million) 
Kohlendioxidäquivalente, so sind es heu
te bereits 430 ppm. Jährlich wird mit 
einem Anstieg um 2 ppm gerechnet. Da 
Reduktionsmaßnahmen – sollten sie tat
sächlich gesetzt werden – erst nach langer 
Zeit Wirkung zeigen, ist Feuer am Dach. 
So kommt der im Februar 2007 veröffent
lichte Klimabericht des ehemaligen Welt
bankChefökonomen und jetzigen Leiters 
des volkswirtschaftlichen Dienstes der bri
tischen Regierung Nicholas Stern (»Stern
Report«) im Auftrag der britischen Regie
rung zu dem Schluss, dass die Konzentra
tionen von Treibhausgasen in der 
Atmosphäre unter 550 ppm gehalten wer
den müssen, um schwerwiegende Folgen 
für die Weltwirtschaft zu vermeiden. 
Wenn der Anstieg der Emissionen inner
halb von 15 Jahren gestoppt wird, kann 
der Anstieg der Erderwärmung auf zwei 
bis drei Grad Celsius begrenzt werden. Die 
Kosten für diese Maßnahme würden bei 
ca. ein Prozent des globalen Bruttoin
landsprodukts (BIP) liegen. Überdies wür
den »Maßnahmen gegen den Klimawan
del neue Märkte schaffen, zum Beispiel 
für kohlenstoffarme Energietechnologien 
und andere kohlenstoffarme Waren und 
Dienstleistungen.« Wenn die Staaten al
lerdings nicht handeln, könnte das lang
fristig eine Weltwirtschaftskrise verursa
chen, mit Verlusten von fünf bis 20 Pro
zent des globalen BIP.4)

Kein Geld da?

Wenn debattiert wird, wo das Geld für 
den Klimaschutz herkommen soll, möge 
man sich dazu nur beispielhaft einige Fak
ten vor Augen führen: Die Erdöl und 
Automobilkonzerne gehören sowohl zu 
den größten Verursachern der Treibhaus
gasemissionen, als auch zu den größten 

Profiteuren dieser Umweltverschmut
zung. So verzeichneten etwa ExxonMo
bil oder Shell 2006 einen Gewinn von 30 
bzw. 25 Milliarden Dollar!5) Oder: in 
einem Jahr geben die USA für ihr Mili
tärbudget rund 700 Milliarden Dollar 
aus. Laut dem UNOBeauftragten Jean 
Ziegler kann man für ca. 100 Milliarden 
Dollar die Zerstörung der Wälder stop
pen, gegen die Bodenerosion ankämpfen, 
die Ozonschicht schützen, gegen Sauren 
Regen und die Erwärmung des Planeten 
kämpfen und alternative Energien ent
wickeln: »In den 122 Staaten der Dritten 
Welt steigen die Leichenberge, die Gold
berge steigen bei uns.«6) 

Hauptklimasünder

Grundlage der Klimapolitik bilden die 
KlimaRahmenkonvention und das Ky
otoProtokoll.7) Die USA, die das Kyo
toProtokoll nicht unterzeichnet haben, 
sind der größte Klimasünder. Ihre Pro
KopfCO2Emissionen betragen 20 
Tonnen. In der EU sind es 10 Tonnen 
und in China derzeit vier Tonnen pro 
Kopf. Mit rund 5,8 Milliarden Tonnen 
CO2Ausstoß sind die USA der größte 
Klimasünder: sie verursachen 22 Prozent 
der Weltemissionen, stellen aber nur 4,6 
Prozent der Weltbevölkerung. Insgesamt 
blasen derzeit die Industriestaaten die 
Hälfte aller weltweiten Treibhausgase
missionen (davon 15 Prozent die EU) in 
die Luft. Zehn Prozent stammen aus 
Russland, bzw. dem ehemaligen Ost
block und 40 Prozent vom Rest der Welt. 
Auch wenn China mit einer Bevölke
rung von über einer Milliarden Men
schen bis 2015 die USA eingeholt haben 
dürfte, zeigt sich auch bei der Klima
problematik das weltweite soziale Gefäl
le zwischen Arm und Reich. Hat sich 
China – jüngsten Berichten zufolge – be
reit erklärt, ab 2013 Maßnahmen gegen 
den Treibhausgasausstoß zu setzen, gibt 

es in den USA diesbezüglich noch kei
nen »Klimawandel«.8) 

EU-Klimastrategie

Die EU hat sich in ihrer neuesten Kli
mastrategie das Ziel gesetzt, bis 2020 den 
Ausstoß von Treibhausgasen um mindes
tens 20 Prozent herunterzufahren. Dabei 
muss man anmerken, dass schon die vor
angegangenen Zielsetzungen verfehlt 
wurden und bei den künftigen den Lob
bys nachgegeben wird. Zuletzt geschehen 
beim CO2Ausstoß für Pkw.: ab 2012 
dürfen doch 130 statt 120 Gramm CO2 
pro Kilometer ausgestoßen werden: 
»Brüssel lässt beim CO2 Milde walten, 
Autos werden aber teurer werden«, kom
mentierte die »Wiener Zeitung«9) den 
doppelten Nutzen der Autoindustrie.

Atomarer Klimaschutz?

Von einigen EULändern, in denen die 
Atomkraft stark genutzt wird, wie in 
Frankreich oder in Deutschland, wird mit 
dem Argument, dass AKW CO2frei lau
fen, im Namen des Klimaschutzes Lob
bying für die hinlänglich als risikoreich 
bekannte Atomkraft betrieben. Nach Be
rechnungen von Felix Chr. Matthes, Ko
ordinator des Bereichs Energie & Klima
schutz am ÖkoInstitut in Berlin, müss
ten theoretisch bis 2050 jährlich 
zumindest 25 bis 35 große Kernkraft
werke gebaut werden, um ein nennens
wertes CO2Reduktionsziel zu erreichen. 
Solch eine massive Atomenergieexpansi
on würde unter anderem wegen schwerer 
Unfälle, der Gefahr von Terroranschlägen 
usw. die Risken für Gesundheit, Ökosys
teme, soziale und ökonomische Systeme 
signifikant erhöhen sowie das Problem 
der nuklearen Abfälle und Nichtweiter
verbreitung von Kernmaterialien in eine 
neue Dimension erheben.

Klimasünder Österreich

Österreich, das sich gerne selbst als Um
weltmusterland darstellt, ist beim Klima
schutz zum Nachzügler geworden: Laut 
KyotoZiel soll Österreich im Zeitraum 
1990 bis 2010 seine Treibhausgasemissi
onen im Schnitt um 13 Prozent absen
ken. Faktum ist, dass im Jahr 2005 um 
18 Prozent mehr Treibhausgase in die 

3) IPCC
4) Nicholas Stern: The Economics of Climate Change. The Stern 
Review. Cambridge University Press 2007; bzw. de.wikipedia.org/
wiki/Stern-Report
5) Die Presse, 2. 2. 07
6) Österreich, 5. 1. 07; und: Jean Ziegler/Dieter Hornig von Pan-
theon: Das Imperium der Schande. Der Kampf gegen Armut und 
Unterdrückung
7) www.unfccc.int
8) IEA, Internationale Energie Agentur www.iea.org
9) Wiener Zeitung, 8. 2. 07
8) IEA, Internationale Energie Agentur www.iea.org
9) Wiener Zeitung, 8. 2. 07
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Luft geblasen wurden. Seit 1990 haben 
sich die Emissionen aus dem Verkehr fast 
verdoppelt (plus 91%). die Energieauf
bringung verursachte um 16% mehr, die 
Industrie um 11% mehr und die Raum
wärme um 6% mehr Treibhausgase. 
 Zwischen KyotoZiel und Wirklichkeit 
stehen 24,5 Millionen Tonnen CO2
Äquivalente zu viel zu Buche. Die Haupt
verursacher der im Jahr 2005 ausgesto
ßenen 93,2 Millionen Tonnen CO2
Äquivalente sind zu fast gleichen Teilen 
(26,5 bzw. 26,2%) Industrie und Ver
kehr, die somit mehr als die Hälfte aller 
Emissionen ausmachen, gefolgt von En
ergie/Elektrizität (17%), Haushalt 
(16,7%), Landwirtschaft (8,3%) und 
Sonstige (5,3%).10)

Österreichs Klimastrategie

Wurde am 21. März 2007 im Ministerrat 
verabschiedet. Sie rechnete einen Teil der 
Verkehrsemissionen wegen des Tanktou

rismus heraus und erlaubte überdies der 
Industrie doch einen erheblichen Zukauf 
von Verschmutzungsrechten aus dem 
Ausland.11) Dies hat zuletzt die EU kri
tisiert, eine geringere Zuteilung von 
EmissionsZertifikaten angekündigt und 
erhebliche Nachbesserungen eingefor
dert, insbesondere höhere EigenReduk
tionsziele im Bereich von Industrie, 
Raumwärme und Energieerzeugung. 

Arme Industrie?

Die Industriellenvereinigung lief dagegen 
Sturm und die Voest drohte mit Investi
tionsabzug, weil die weitere CO2Sen
kung eine jährliche Mehrbelastung des 
Stahlkonzerns von 60 Millionen Euro 
bedeuten würde. Dass da dick aufgetra
gen wurde, musste sogar »Die Presse« zu

gestehen: »Natürlich muss ein hoch pro
fitabler Konzern wie die OMV keinen 
Termin beim Konkursrichter anmelden, 
wenn er Emissionszertifikate auf dem 
freien Markt kaufen muss. Doch die In
dustrie ist darüber erbost, dass ihre Be
mühungen, Energie effizienter einzuset
zen, nicht honoriert werden.«12) 

Was steckt hinter dieser beleidigten 
Haltung? Seit 2005 erhalten in der EU 
Industrie und Energieunternehmen von 
ihren jeweiligen Regierungen kostenlos 
eine bestimmte Menge an Verschmut
zungsrechten. Stoßen die Betriebe mehr 
Treibhausgabe als die zugeteilten Zertifi
kate wert sind aus, müssen Emissions
rechte zugekauft werden. So sollten en
ergieeffiziente und innovative Betriebe 
belohnt werden. Tatsächlich aber erhiel
ten die Firmen von den Regierungen 
mehr Emissionszertifikate zugeteilt als sie 
verschmutzen. Die Folge: der Preis für 
eine Tonne CO2, der 2005 bei 10 Euro 
und 2006 bei 30 Euro lag, stürzte im 

10) Umweltbundesamt 2006, www.umweltbundesamt.at
11) umwelt.lebensministerium.at/article/articleview/55599/1/1467
12) Die Presse, 3. 4. 07
13) siehe: Wirtschaft & Umwelt, Nr. 1/2007
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10) Umweltbundesamt 2006, www.umweltbundesamt.at
11) umwelt.lebensministerium.at/article/articleview/55599/ 
1/1467
12) Die Presse, 3. 4. 07
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März 2007 auf unter einen Euro ab. Da 
in Zukunft weniger Zertifikate ausgege
ben werden, wird geschätzt, dass der Preis 
2008 zwischen 15 und 20 Euro liegen 
wird. Jetzt also, wo die Unternehmen 
erstmals tatsächlich für die Reduktion der 
Treibhausgase in die Tasche greifen müss
ten – und die, die es betrifft, schreiben ja 
die höchsten Gewinne aller Zeiten, wie 
BöhlerUddeholm, voestalpine, OMV 
oder Energiebetriebe wie EVN, Verbund 
etc. – kommt das große Jammern von 
wegen zu teuer und Gefährdung des 
Standortes und von Arbeitsplätzen. 

Dem hält AKKlimaschutzexperte 
Christoph Streissler entgegen, dass »bei 
Förderung von KlimaschutzInvestiti
onen in Österreich die CO2Reduktion 
je Tonne nur halb so viel wie beim Zu
kauf von Emissionsrechten kostet«. 
»Volkswirtschaftlich gesehen« ist das für 
den AKExperten Thomas Ritt »ein kom
plett falscher Weg. Auch die meisten po
sitiven Nebeneffekte des Klimaschutzes 
(Schaffung von Arbeitsplätzen, Verbesse
rung der Technologieentwicklung und 
der Versorgungssicherheit mit Energie, 
Ausbau des öffentlichen Verkehrs usw.) 
werden dann eben im Ausland wirk
sam.«13) 

Böse Tanktouristen?

Umweltminister Josef Pröll will, dass die 
Emissionen aus dem Tanktourismus Ös
terreich nicht angerechnet werden. Tat
sache aber ist, so rechnet die AK vor, dass 
mit der daraus eingenommenen Mine
ralölsteuer von ca. 120 Euro je Tonne 
CO2 die daraus entstandenen Emissionen 
24mal eingespart hätten werden kön
nen. Schlecht fällt auch der Befund der 
AK für die bisherige Klimapolitik Öster
reichs aus. Thomas Ritt: »Jahrelang hat 
sie sich nur zwischen symbolischen Maß
nahmen und Versuchen, über diesen Ti
tel Landwirtschaftsförderung zu betrei
ben, bewegt.« Für die Zukunft sieht die 
AK etliche Möglichkeiten, nachhaltige 
Maßnahmen (flächendeckende Lkw
Maut, mehr öffentlicher Verkehr, koor
dinierte Raumplanung, Ausbau der Fern
wärme, Verdoppelung der Sanierungsra
te bei der Wärmedämmung, sinnvoller 
Bimomasseeinsatz) zusetzen und begrüßt 
den mit 500 Millionen Euro dotierten 
Klimaschutzfonds.

Verkehrter Verkehr?

»Ein wichtiger Weg zu mehr Klima
schutz« ist für Sylvia Leodolter, Leiterin 
der Abteilung Umwelt & Verkehr in der 
AK Wien, »die Einführung einer flächen
deckender LkwMaut.« Laut Wegekos
tenrechnung bezahlt ein LkwFrächter 
auf ehemaligen Bundesstraßen nur 47 
Prozent, auf Landes und Gemeinde
straßen gar nur 13 Prozent der Straßen
infrastrukturkosten. Gemäß VCÖ-Be-
rechnungen kostet die Frächterlobby 
die Steuerzahler im Jahr 4,4 Milliarden 
Euro, während sie selbst nur 0,9 Mil-
liarden Euro für die Straßenbenutzung 
bezahlen. 

Für Wilhelm Haberzettl, Vorsitzender 
der Sektion Verkehr in der Gewerkschaft 
vida, »hat Österreichs Regierung beim 
letzten EUGipfel in Brüssel die Berück
sichtigung des Verkehrs in den Klima
schutz hineinverhandeln können«. Ge
rechtfertigt sei auch der Vorstoß für eine 
europaweit einheitliche Besteuerung von 
Flugzeugtreibstoff, wenn man bedenkt, 
dass »sich der Flugverkehr seit 1990 um 
150 Prozent gesteigert hat. Wäre der Luft
verkehr im gleichen Maße wie der ›Land
verkehr‹ besteuert, würde dies auch zu 
einer gerechteren Gestaltung des Wett
bewerbs zwischen den Verkehrsträgern 
und somit auch zum Erhalt von Arbeits
plätzen bei der um vieles umweltfreund
licheren und besteuerten Bahn beitragen. 
Zudem bezahlen insbesondere subven
tionierte BilligFluglinien Mitarbeite
rInnen meistens nur DumpingLöhne.« 

Schifffahrt und Bahn sind die um
weltfreundlichsten Verkehrsträger. Laut 
Zahlen des VCÖ betragen die CO2Emis
sionen bei der Bahn nur sieben Gramm 
je Nettotonnenkilometer. Beim Flugzeug 
sind es hingegen 239,3 Gramm.

ArbeitnehmerInnen dürfen nicht 
draufzahlen

Für Dwora Stein, Bundesgeschäftsführe
rin der GPADJP, stehen bei Umweltak

tivitäten und damit auch beim Klima
schutz die Menschen im Mittelpunkt. 
»Bei Umweltaktivitäten, an denen wir 
beteiligt waren oder sind, etwa bei der 
langjährigen Kampagnen zu ›Fair Essen 
im Betrieb‹ und zur ›Reparaturgesell
schaft‹ (›Treffpunkt Reparatur‹), zum 
Mobiltätsmanagement und zum Ökolo
gisches Benchmarking, haben wir uns 
immer für Regionalität, Stärkung regio
naler Wirtschaftsstrukturen, geringe 
Transportwege und Niedrighaltung der 
Emissionen und der Energiekosten ein
gesetzt.« Auch beim erfolgreichen Eintre
ten für ethisches Investment, speziell bei 
den MitarbeiterInnenVorsorgekassen 
(MVK), steht für die GPADJP neben 
dem Aspekt Arbeitnehmerrechte die 
Ökologie im Vordergrund. Dwora Stein: 
»Investitionen in Umwelttechnologien 
und die Ablehnung umwelt und klima
zerstörender Produktionen.« 

Durchbruch?

Verfolgt man die Berichterstattung zur 
Klimaproblematik in den Medien, gibt 
es einen eindeutigen Tenor: Schuld am 
Klimawandel ist der Mensch. Beispiele 
gefällig?: »Kaum mehr Zweifel an der 
Rolle des Menschen«14), »UNOKlima
bericht: Mensch verursacht Erderwär
mung«15), »Der neue UNOKlimabe
richt stellt die Verantwortung des Men
schen für die Erderwärmung in den 
Vordergrund.«.16) Und für den »Kurier«
Leitartikler Alfred Payerleitner ist mit der 
Erkenntnis, dass an der Erderwärmung 
der Mensch schuld ist, ein Durchbruch 
geschafft: »Wegleugnen lässt sich der Hu
manfaktor nicht mehr.«17)

Soviel Jubel über die eigene Erkennt
nis macht stutzig. Zu Recht. Denn die 
Menschen pauschal zur Ursache des Kli
mawandels zu machen ist so richtig wie 
falsch. Der Trick liegt aber darin, dass die 
Sachlage so dargestellt bzw. kommentiert 
wird, dass wir alle gleichermaßen an der 
Klimakatastrophe schuld sein sollen. 

Aber es wären nicht die bürgerlichen 
Medien, würden sie nicht gleich hinten
nach einen »Ausweg« nach dem Ge
schmack der Wirtschaft skizzieren: »Kli
maschutz als Konjunkturmotor«18) oder 
»Der Planet Erde ist zwar eine Art Raum
schiff – aber eines, dessen Vorräte mit den 
Preisen wachsen.«19) Das heißt im Klar

13) siehe: Wirtschaft & Umwelt, Nr. 1/2007
14) Neue Zürcher Zeitung, NZZ Online, 3. 2. 07
15) ORF Online, 3. 2. 07
16) Wirtschaftskammer, WKO.at, 7. 2. 07
17) Kurier, 10. 4. 07
18) Kronen Zeitung, 10. 3. 07
19) Kurier, 10. 4. 2007

Diskussion



AK-RATGEBER – ENERGIE SPAREN

Was können die Endverbraucher tun? 
Schon allein durch richtiges Heizen und Lüf-
ten sind für einen Durchschnittshaushalt 
bis zu 160 Euro Jahresersparnis drinnen. Die 
Broschüre der AK Wien hat praktische Spar-
tipps parat, die das Geldbörsl und zusätzlich 
die Umwelt schonen. Umfassende Informa-
tionen und konkrete Tipps aus verschie-
denen Energiebereichen des Haushalts, wie 
Raumheizung, Beleuchtung, Elektrogeräte-
nutzung oder Auto, tragen dazu bei. Bestell-
telefon: 01 501 65 401, Fax: 01 501 65 3065, 
E-Mail: bestellservice@akwien.at

Download unter: 
wien.arbeiterkammer.at/publikationen 

i n f O r m a t i O n

20) Kronen Zeitung 7. 4. 07

text, schuld ist jeder Einzelne, und wenn 
der bereit ist, tiefer in die Geldbörse zu 
greifen, dann – so wird damit verbreitet 
– kann das Problem gelöst werden. Und 
so werden fortan im Namen des Klima
schutzes vor allem Maßnahmen disku
tiert, die die breite Masse der arbeitenden 
Menschen finanziell belasten sollen, aber 
zu keiner Lösung des Grundproblems 
führen. Sicher kann jeder Einzelne seinen 
Beitrag leisten, doch auf Produktions und 
Wirtschaftsweise hat er derzeit nur mar
ginalen Einfluss. Diese liegt fest in den 
Händen der Konzerne, von denen sich 
auch die Politik vermehrt – Stichwort 
»globalisierte Welt« – die Hand führen 
lässt. Worum es im Kern geht, musste zu
letzt selbst der sonst so wirtschaftsfreund
liche Umweltminister Josef Pröll anerken
nen: »Bisher geht es immer nur um den 
Profit und nicht um die Umwelt, das muss 

sich ändern.«20) Dem ist eigentlich nichts 
bzw. nur soviel hinzuzufügen, dass man 
dann doch endlich die Profiteure in die 
Pflicht nehmen soll. Dass dazu nicht die 
arbeitenden Menschen zählen, sollte klar 
geworden sein. Ebenso, dass diese somit 
die natürlichen Verbündeten der Politik 
gegen die zunehmende Willkür der Kon
zerne wären und nicht die Wirtschaft, die 
durch Lobbying der Politik »den Kopf 
verdreht«. Derzeit allerdings wird von den 
von den Bevölkerungen gewählten Ver
tretern der Politik willfähriges Verhalten 
gegenüber den Konzernen an den Tag ge
legt. Dessen »Geschäft« erschöpft sich oft 
nur mehr darin, weitestgehend die Vor
teile der Wirtschaft als im Interesse der 
Bevölkerung gelegen darzulegen und um
zusetzen.
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In seiner Budgetrede betonte Finanzmi
nister Wilhelm Molterer die Verpflich
tung Österreichs, 0,51% des Bruttonati
onalprodukts bis zum Jahr 2010 für Aus
gaben der Entwicklungszusammenarbeit 
zu erreichen. Im Gesamtbudget des Au
ßenministeriums seien für 2007/08 ent
sprechend Mittel dafür veranschlagt. 

Die im Dachverband AGEZ zusam
mengeschlossenen 33 entwicklungspoli
tischen Nichtregierungsorganisationen 
Entwicklungspolitische (NGOs) begrü
ßen, dass die Regierung diese Verpflich

tung umsetzen will, bedauern aber, dass 
für Entwicklungszusammenarbeit im 
Budget nur eine minimale Erhöhung vor
gesehen ist: Knapp fünf Millionen mehr 
für Beiträge an internationale Organisa
tionen, wie etwa die Vereinten Nationen. 
Das Kernstück der Entwicklungszusam
menarbeit, die bilaterale Projekt und 
Programmhilfe, wurde nur um zwei Mil
lionen Euro erhöht. Geht man davon aus, 
dass rund 3% des Voranschlags im Fi
nanzministerium einbehalten werden 
können (weil Entwicklungszusammenar

beit eine Ermessensausgabe ist), fallen die 
Erhöhungen noch geringer aus.

Die NGOs bezweifeln, ob mit dieser 
minimalen Erhöhung das angepeilte Ziel 
von 0,51% bis 2010 erreicht werden 
kann. Um das Ziel der EU – 0,7% des 
Bruttonationaleinkommens für Entwick
lungszusammenarbeit bis 2015 – zu er
reichen, wäre ab sofort eine jährliche Stei
gerung von rund 200 Millionen Euro in 
Österreich notwendig. Die AGEZ fordert 
daher einen verbindlichen Stufenplan, 
um die 0,7% zu erreichen. G. M.

Entwicklungspolitik:

Spärliche Erhöhung
Entwicklungspolitische NGOs sind enttäuscht über das Budget 2007/08 für Entwicklungszusammenarbeit.

»Die bisherigen Versuche der EUKommis
sion Unternehmen zu mehr sozialer Ver
antwortung zu bewegen, waren wegen der 
Freiwilligkeit, auf der die Maßnahmen 
basierten, größtenteils zum Scheitern ver
urteilt. Daher ist es höchst an der Zeit, die 
Sozial Umwelt und Finanzberichterstat
tung der Unternehmen durch Vorschriften 
zu regeln«, forderte Harald Ettl, stellver
tretender Bundesvorsitzender der Ge
werkschaft MetallTextilNahrung 
(GMTN) und Mitglied des Europäischen 
Parlaments. »Sowohl die soziale wie auch 

die ökologischen Verantwortung und die 
Rechenschaftspflicht sind herausste
chende Teile des Europäischen Sozialmo
dells und damit die Grundlage für die Be
wältigung sozialer Herausforderungen«, 
meinte Ettl anlässlich der Abstimmung im 
Europäischen Parlament über einen Be
richt zur sozialen Verantwortung von Un
ternehmen. Es sei nicht nötig, neue Vor
schriften zu erfinden, wenn man die be
reits bestehenden Regelungen und 
Programme entsprechend umsetzt, mein
te der Gewerkschafter und EUParlamen

tarier. Ähnlich den ÖkoGütesiegeln soll 
es nun eine Kennzeichnung für Produkte 
geben, deren Hersteller die Achtung der 
Menscherechte und der grundlegenden 
Arbeitnehmerrechte garantieren. Beson
dere Bedeutung hat der internationale An
satz in der Frage der sozialen Verantwor
tung. Ettl: »Die Befürchtungen der Un
ternehmen, wonach die Regelungen einen 
Wettbewerbsnachteil mit sich bringen 
könnten, müssen durch ein rechtsverbind
liches internationales Übereinkommen 
entkräftet werden.«  G. M.

EU: Soziales Gütesiegel
Soziale Verantwortung von Unternehmen soll verpflichtend werden. 

Zweck von »Fairplay« ist es, Kenntnisse 
über betriebliche und überbetriebliche 
Mitbestimmung zu vermitteln und den 
Nutzen von Demokratie im Betrieb auf
zuzeigen. Der Spielablauf basiert auf 
DKT. Unterschied: es werden keine Stra
ßen oder Häuser gekauft, sondern Be
triebsräte gegründet, Betriebsratsfonds 
eingerichtet und Gewerkschaftsmit
glieder in den Betrieben geworben. Ru
dolf Kaske, Vorsitzender der neuen Ver

kehrs und Dienstleistungsgewerkschaft 
»vida«, stellte das Spiel gemeinsam mit 
Spielentwickler Günther Harapatt von 
der Gewerkschaft MetallTextilNahrung 
(GMTN) vor: »In der neu gegründeten 
Gewerkschaft vida haben wir uns das Le
ben, die Lebensfreude zum Motto ge
macht. Da gefällt mir die Idee, dass bei 
Fairplay nicht kaufen, kaufen, kaufen im 
Mittelpunkt steht, sondern die Grün
dung von Betriebsräten – das macht auch 

Spaß.« Sieger sind diejenigen, die mög
lichst viele Betriebsräte gründen, erfolg
reich führen und letztlich Zentralbe
triebsrat werden. 

Dabei müssen die SpielerInnen ihr 
Wissen unter Beweis stellen. 
Preis: € 29,–, Versandkosten: € 3,90, 
Bestellung Telefon: 01/405 49 98/139, 
Fax: 01/405 49 98/136; 
E-Mail: buchmedia@oegbverlag.at 
Web: www.oegbverlag.at  W. L.

Betriebsrats-Spiel: »Fairplay«
Das Leben ist hart genug, spielend Mitbestimmung erlernen, das ist das Motto des Spiels »Fairplay«. 
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Lisa Langbein

Vorsitzende der Unabhängigen 
GewerkschafterInnen im ÖGB und 

Mitglied des Vorstandes des 
Österreichischen 

Gewerkschaftsbundes. 

Zum Überleben?

KommentarKommentar {
Eigentlich ist eine bedarfsorientierte Min
destsicherung ja eine tolle Idee.  
Niemand in unserem reichen Land  
soll unter 726 Euro pro Monat zur Ver
fügung haben. 726 Euro im Monat sind 
nicht viel, wer an Mieten und Heizkosten 
denkt, weiß, dass sich das allenfalls recht 
knapp ausgeht. Wir wissen aber auch, 
dass viele Menschen weniger Geld zur 
Verfügung haben, insofern wäre das eine 
deutliche Verbesserung. Höchst an der 
Zeit, in allen Rankings der reichsten Län
der der Erde taucht Österreich ganz vor
ne auf, ein Land, in dem aber trotzdem 
die Armut zunimmt.

Die Pläne zur Einrichtung einer Min
destsicherung scheinen da in die richtige 
Richtung zu gehen, Aufmerksamkeit 
scheinen wir nur mehr der Höhe der 
Summe widmen zu müssen. 

Also alles palletti? Leider nicht. 

Gnadenakt Sozialhilfe

Die »bedarfsorientierte Mindestsiche
rung« wird im System der Sozialhilfe an
gedacht, und das hat seine Tücken. 

Nicht nur, dass Sozialhilfe länderwei
se unterschiedlich funktioniert, eine Ver
einheitlich wird zwar schwierig sein, ist 
aber längst überfällig. Der erste große 
 Haken liegt in der »Vermögensverwer-
tung«. Was das heisst? Nun, zuerst muss 
das ganze eigene Vermögen verbraucht 
sein, nur wer nichts mehr hat, kann etwas 
bekommen. Das bedeutet, zuerst sind die 
Bausparverträge, Sparbücher, Autos etc. 
zu verwerten. Das ist nicht nur demüti
gend und macht die Menschen zu Bitt
stellern, es ist auch armutsfördernd. Denn 
wer nichts mehr hat und dann erst wenig 
bekommt, wird sich nicht mehr leicht ei
ne eigenständige Existenz aufbauen kön

nen. Der zweite Haken liegt im Regress. 
So können – in vielen Bundesländern 
durchaus üblich – Eltern oder Kinder im 
Rahmen der Unterhaltsverpflichtung zur 
Beitragsleistung verpflichtet werden.

Unter die Bestimmungen der Sozial
hilfe fallen übrigens auch pflegebedürftige 
Menschen mit dem Zuschuss, den sie 
meist für einen Pflegeheimaufenthalt 
brauchen. Also auch da, alles weg zuerst, 
alles, was im Leben aufgebaut wurde. 
Dann erst gibt es Hilfe. 

Trauerspiel Notstandshilfe

Noch viel stärker in Frage zu stellen ist, 
dass offenbar angedacht ist, in diese so 
genannte Mindestsicherung auch Bezie
herInnen von Notstandshilfe einzubezie
hen. Das System der Notstandshilfe 
strotzt bereits jetzt von Ungerechtig
keiten: obwohl eigentlich eine Versiche
rungsleistung – schließlich hat jede/r po
tentielle NotstandshilfebezieherIn in die 
Arbeitslosenversicherung eingezahlt – 
wird hier zur Anspruchsberechtigung das 
PartnerInneneinkommen herangezo
gen. Das führt dazu, dass gerade Frauen 
oft ihren Anspruch verlieren. Dieser 
Missstand bleibt unbehoben. 

Die Summen, die Notstandshilfe
empfängerInnen erhalten sind nicht 
übertrieben hoch. (2005: durchschnitt
liches Arbeitslosengeld € 711,20, Män
ner: € 781, Frauen: € 631, durchschnitt
liche Notstandshilfe € 570,20, Männer: 
€ 615, Frauen: € 485). 

Schon jetzt hätten viele einen An
spruch auf zusätzlich Sozialhilfe. Sie be
antragen sie aber selten, weil dabei eben 
das Vermögen herangezogen und Ange
hörige in die Pflicht genommen wer
den. 

Untersuchungen zeigen, dass vor-
sichtig geschätzt, 100% mehr Betrof-
fene Anspruch auf Sozialhilfe hätten, 
als sie derzeit beziehen. Die Sorge, al-
les, was im Laufe des Lebens aufgebaut 
wurde, zu verlieren, ist zu groß und 
 berechtigt.

Gnadenakt für Arbeitslose?

Immer wieder kamen in der Vergangenheit 
Debatten darüber auf, die Notstandshilfe 
in die Sozialhilfe zu integrieren. Arbeiter
kammer und Gewerkschaften lehnten das 
bisher ab. Jetzt, mit der Planung einer »be
darfsorientierten Mindestsicherung« droht 
das durch die Hintertür und unwiderspro
chen Tatsache zu werden. Damit könnte 
die »Versicherungsleistung« in eine Gewäh
rung von ersatzweiser Hilfe umgewandelt 
werden. Und die Verarmung von Men
schen, die längere Zeit arbeitslos sind, ist 
damit programmiert. Eine Einbeziehung 
der Notstandshilfe in so ein System wäre 
eine Verschlechterung, eine Aufstockungs
möglichkeit auch keine Verbesserung. Eine 
Sockelung – also Mindestabsicherung von 
Arbeitslosengeld und Notstandshilfe nach 
unten in einer entsprechenden Höhe – ist 
ja nicht vorgesehen, sondern eben nur die 
mögliche »Ergänzung« um die zur Min
destsicherung mutierte Sozialhilfe. Eine 
Mindestsicherung, die nur als Ersatz für 
komplette Mittellosigkeit dient, verdient 
diesen Namen nicht. Sie garantiert nicht, 
dass die monatlichen Grundbedürfnisse 
dann gedeckt sind, wenn Menschen selbst 
dazu nicht in der Lage sind. Aus welchem 
Grund auch immer. Sie ist nur in der Lage, 
dazu zu verhelfen, dass, wenn alle Mittel 
aufgebraucht sind, nicht verhungert und 
erfroren wird. Also eine Hilfe, keine Siche
rung.
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U
m das Ziel der Regierung im Jahr 
2010 Vollbeschäftigung zu errei
chen, werden zusätzliche An
strengungen notwendig sein 

(siehe Tabelle 1: »Einnahmen und Aus-
gaben in Milliarden Euro«).

Im Voranschlagsentwurf 2007 stehen 
Ausgaben von 69,6 Milliarden Euro Ein
nahmen von 65,7 Milliarden Euro gegen
über. Das gesamtstaatliche Defizit laut 
Maastricht wird mit 0,9% veranschlagt. 

Im Jahr 2008 stehen den Ausgaben 
von 69,9 Milliarden Euro Einnahmen 
von 66,9 Milliarden Euro gegenüber. Das 

gesamtstaatliche Defizit wird 2008 mit 
0,7% angegeben. 

Die Budgets 2007 und 2008 sind 
knapp unter den Ausgaben 2006, die 
70,519 Milliarden Euro betrugen. Dies 
ist angesichts der anhaltend guten Kon
junkturlage auch ökonomisch sinnvoll 
(siehe Tabelle 2: »Defizit des Bundes in 
Prozent des BIP«).

Einnahmenseite

Die Schätzung des Abgabenaufkommens 
für 2007 und 2008 erfolgte auf Basis der 
Dezemberprognose 2006 des WIFO wird 
in Summe als realistisch eingeschätzt, die 
Arbeiterkammer kommt allerdings bei 
einzelnen Steuern zu anderen Ergebnis
sen: Die Körperschaftsteuer und die Erb
schafts und Schenkungssteuer sind über
schätzt, Lohn und Umsatzsteuer tenden
ziell unterschätzt. Die hohe Belastung der 

Arbeitseinkommen setzt sich weiter fort. 
Es bedarf dringend einer Steuerstruktur
reform (siehe Tabelle 3: »Aufkommen 
ausgewählter Abgaben in Milliarden 
Euro«).

Aufgrund der günstigeren Konjunk
turentwicklung hat das WIFO seine Pro
gnose im März um +0,4 Prozentpunkte 
beim nominellen Wachstum für 2007 
nach oben revidiert. Schon 2006 kam es 
aufgrund des in dieser Stärke ursprüng
lich nicht erwarteten Aufschwungs zu 
Mehreinnahmen von insgesamt 2,8 Mil
liarden Euro. Dies ergab für den Bund 
Mehreinnahmen von 1,8 Milliarden Eu
ro. Es ist dementsprechend 2007 mit 
Mehreinnahmen zu rechnen.

Für 2008 wurden ebenfalls die Wachs
tumsrate des BIP zuletzt um +0,2 Pro
zentpunkte nach oben revidiert. Falls sich 
der gegenwärtig positive Trend fortsetzt, 
sind auch 2008 Mehreinnahmen wahr
scheinlich. 

Ausgabenseite

Auf der Ausgabenseite sind die Voran
schlagsentwürfe in Summe wachstums
neutral angelegt, sie setzen aber punktu
ell Akzente. Mehrausgaben sind für 2007 
in den Bereichen Unterricht und Kultur, 
Wissenschaft und Forschung, Soziales, 

Budgets 2007 und 2008: 
Kurs stimmt

– aber Mehrbedarf in wichtigen Zukunftsbereichen

Die Regierung legte ihr erstes Budget vor. Es ist gleich ein Doppelbudget für 2007 
und 2008 geworden. Eine erste Analyse der AK zeigt: Die Grundrichtung  

für mehr Wachstum und Beschäftigung stimmt. Allerdings gibt sind es nach wie 
vor zu wenig Mittel für die wichtigen Zukunftsbereiche.

Christa Schlager und  
Tobias Schweitzer

 
arbeiten in der Abteilung Wirtschaftswissen-

s chaft und Statistik der AK Wien

Einnahmen/Ausgaben administrativ
in milliarden euro                      Tabelle 1

2006 2007 2008

Ausgaben 70,5 69,6 69,9

Einnahmen 66,1 65,7 66,9

Defizit  4,4  3,9  3,0
Quelle: BMF
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Familie, Umwelt, Infrastruktur aber vor 
allem für die Landesverteidigung auf
grund des Abfangjägerkaufs vorgesehen. 
Letztere werden sich aber nicht auf die 
Inlandsnachfrage auswirken. Die sinken
de Arbeitslosigkeit und der Rückgang der 
Europäischen Sozialfondsmittel lassen 
die Ausgaben im Bereich Wirtschaft und 
Arbeit stark sinken. In Summe sind 2007 
Minderausgaben von 945,4 Mio. Euro 
bzw. –1,3% angesetzt. 

2008 steigen die Ausgaben um 0,4% 
bzw. 295 Millionen Euro gegenüber 2007 
wieder leicht an. Diese Steigerung liegt 
nicht nur unter dem erwartenden nomi
nellen Wachstum, sondern auch unter 
der erwartenden Inflationsentwicklung. 
Überdurchschnittlich steigen die Steuer
überweisungen an Länder und Gemein
den und für die Sozialversicherung, es 
sinken hingegen gegenüber 2007 die Aus
gaben beim Verteidigungsministerium 
(weniger für Abfangjäger) und für das 
Ministerium Wirtschaft und Arbeit (sin
kende Arbeitslosigkeit).

Betrachtet man die Entwicklung der 
Ausgaben ohne die als Einmaleffekte 
anzusehenden Kosten der Abfangjäger, 
zeigt sich, dass die automatischen Stabi
lisatoren in den nächsten beiden Jahren 
sowohl auf der Einnahmen als auch auf 
der Ausgabenseite zur Wirkung kommen: 
höhere Einnahmen bei Steuern und Ab
gaben, Minderausgaben für Arbeitslosen
unterstützung und bei den Bundesbeiträ
gen zur Pensionsversicherung der Arbeit
nehmerInnen. Dies ist eine Rückkehr 
zur antizyklischen Wirtschaftspolitik, 
wie schon in der Regierungserklärung 
festgeschrieben. Der entscheidende 
Test hiefür steht jedoch noch aus. Dies 
hieße für die Politik im Falle einer nach
lassenden Konjunktur ebenfalls adäquat 
zu handeln. Auch dann müssen die au
tomatischen Stabilisatoren ihre Wirkung 
entfalten können: Der Rückgang bei den 
Steuern und Abgaben wäre zuzulassen, 
die Mehrausgaben aufgrund abneh
mender Beschäftigung wären zu akzep

tieren, das Ziel der Defizitreduktion ent
sprechend auszusetzen.

Wachstumswirkung

In einigen wichtigen Bereichen setzt das 
Budget richtige Akzente: Mehrausgaben 
in den Bereichen Unterricht, Wissen
schaft, Forschung und Entwicklung, In
frastruktur und für den sozialen Zusam
menhalt. Dies ist im Sinne der Überle
gungen des von den Sozialpartnern 
initiierten WIFOWeißbuchs für Wachs
tum und Beschäftigung. Diese Mehraus
gaben werden sich langfristig positiv auf 
Wachstum und Beschäftigung auswir
ken. Eine noch stärkere Akzentsetzung 
wäre jedoch durchaus zu begrüßen gewe
sen. Gerade bei den Zukunftsausgaben, 
insbesondere bei berufsbildenden Schu
len und für das Lebensbegleitende Lernen 
werden noch zusätzliche Mittel benö
tigt. 

Auf der Einnahmenseite hingegen 
geht die Entwicklung in die falsche Rich
tung. Durch das Auslaufen der Erb
schafts und eventuell auch der Schen
kungssteuer verstärkt sich die bestehende 
Schieflage im Steuersystem. 

Wie die neuesten Daten der Wirt
schaftsforscherInnen zeigen, ist die gute 
konjunkturelle Lage noch immer nicht 
in einer entsprechend Steigerung des pri
vaten Konsums sichtbar geworden. Die
ser steigt nur leicht auf 2,2% 2007, und 
2% 2008 an. Gerade das Überspringen 
des Wachstums auf den privaten Kon

sum ist entscheidend für die Nachhal
tigkeit einer Konjunkturphase. Aus die
sem Grund wäre auch aus Wachstums
überlegungen eine Senkung der Belas
tungen für die ArbeitnehmerInnen not
wendig.

Beschäftigungswirkung

Die Beschäftigung entwickelte sich 2006 
gut und auch die Prognosen für 2007 und 
2008 sind erfreulich. Die wachstumsför
dernden Mehrausgaben unterstützen di
ese Entwicklung zudem. Auch die Inves
titionen in die Infrastruktur unterstützen 
das Beschäftigungswachstum.

Um das selbst gesteckte Ziel der Voll
beschäftigung 2010 zu erreichen, werden 
zusätzliche Anstrengungen jedoch not
wendig sein. Von besonderer Wichtigkeit 
ist, dass diese Phase dazu genutzt wird, 
möglichst viele arbeitsuchende Personen 
von der guten Konjunkturlage profitieren 
zu lassen und ihnen einen Weg in eine 
Beschäftigung zu öffnen. 

Die Spielräume, die sich durch die 
gute wirtschaftliche Entwicklung ergeben 
sind für zusätzliche Ausgaben für beruf
liche Aus und Weiterbildung im Zuge 
der aktiven Arbeitsmarktpolitik zu ver
wenden. Für Jugendliche sollte die Aus
bildungsgarantie noch in diesem Jahr 
umgesetzt werden, ebenso ist das Auf
fangnetz für Jugendliche dauerhaft zu er
setzen. 

Es gibt im Bildungsbudget zusätzliche 
Mittel für die Tagesbetreuung an Schu
len, es fehlt jedoch Unterstützung vom 
Familienressort für den Ausbau der Kin
derbetreuungsplätze. Die Forcierung hät
te zahlreiche positive Wirkungen: für die 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie, für 
die Verteilung und für die Beschäftigung. 
Durch den Ausbau der Kinderbetreu
ungseinrichtungen würden nicht nur 

Defizit des Bundes in Prozent des BIP Tabelle 2
2006 2007 2008

Administratives Defizit 1,7 1,4 1,1

Maastricht-Defizit 1,5 1,3 1,2
Quelle: BMF

Aufkommen ausgewählter Abgaben 
in milliarden euro                     Tabelle 3

Einkommensteuer  2,5  2,7  2,9

Lohnsteuer 18,1 19,0 20,0

Körperschaftsteuer  4,8  5,5  5,9

Umsatzsteuer 20,2 20,9 21,7

Mineralölsteuer  3,6  3,7  3,8

Brutto- Einnahmen 60,4 63,2 65,9
Quelle: BMF
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neue Arbeitsplätze geschaffen, sondern 
auch zahlreichen Menschen ermöglicht, 
ihre Arbeit auszuweiten bzw. Beschäfti
gung aufzunehmen.

Die beste Verteilungswirkung hat die 
direkte Beschäftigung. Maßnahmen zur 
Unterstützung des Rückganges der Ar
beitslosigkeit sind deshalb positiv zu be
werten. Zudem finden sich im Budget 
einige positive umverteilende Maßnah
men. Zu erwähnen ist die Erhöhung des 
Ausgleichzulagenrichtsatzes in der Pensi
onsversicherung und finanzielle Vorkeh
rungen für die soziale Absicherung. Dies 
sind Maßnahmen in die richtige Rich
tung. Jedoch sind die Mittel sehr knapp 
bemessen. Außerdem ist der Bund auch 
von der Kooperationsbereitschaft der 
Länder und Gemeinden abhängig.

Verteilungswirkung

Die Erhöhung der Schüler und der Stu
dienbeihilfen ist ein verteilungspolitisch 
wichtiger Schritt. Diese Maßnahmen zur 
Erhöhung der sozialen Durchlässigkeit 
des Bildungssystems werden von der AK 
besonders begrüßt. Der Wermutstropfen 
ist, dass mit der Erhöhung der Studien
beihilfe nicht die gesamten Preissteige
rungen seit der letzten Anpassung abge
golten wurden.

Die Erhöhung der Beiträge zur Kran
kenversicherung und der Mineralölsteu
er (MöSt) haben eine negative Vertei
lungswirkung. Die Kompensation für die 
Erhöhung der MöSt durch eine Steige
rung der PendlerInnenpauschale um 10% 
ist für PendlerInnen mit einem niedrigen 
Einkommen nicht wirksam. Die AK for
dert, dass alle PendlerInnen von dieser 
Kompensation profitieren sollen.

Abgelehnt wird von der AK das er
satzlose Auslaufen der Erbschafts und 
Schenkungssteuer. Zweifellos bestand Re
formbedarf bei diesen Steuern, jedoch ist 
eine Erbschaftssteuer aus der Perspektive 
der Verteilungsgerechtigkeit notwenig. 
Die allfällige Abschaffung der Schen
kungssteuer wird zudem zu Ausfällen bei 
der Einkommen und Grunderwerbs
steuer führen und die punktuelle Aus
höhlung des Steuersystems weiter voran
treiben.

Resüme

Die Budgets 2007 und 2008 setzen Si
gnale in die richtige Richtung. Die gute 
Konjunkturlage eröffnet Budgetspielräu
me, die dazu genützt werden können, 

weitere Regierungsvorhaben umzusetzen 
und trotzdem auf dem Budgetpfad zu 
bleiben. 

Von besonderer Wichtigkeit ist es 
 diese Phase bestmöglich zu nutzen um 
möglichst viele arbeitsuchende Personen 
von der guten Konjunkturlage profitieren 
zu lassen und ihnen einen Weg in eine 
Beschäftigung zu eröffnen. 

Zudem sind die Spielräume, die sich 
durch die gute wirtschaftliche Entwick
lung ergeben zu nutzen, um zusätzliche 
Mittel für die Jugendausbildung, für die 
Ausbildung von Fachkräften in Öster
reich, für die Weiterbildung, für mehr 
und bessere Kinderbetreuungsplätze zur 
besseren Vereinbarkeit von Beruf und Fa
milie und für den Ausbau der Pflege zu 
verwenden. Für PendlerInnen ist eine 
deutliche Anhebung des Pendlerpau
schales sowie eine direkte Auszahlungs
möglichkeit für BezieherInnen niedriger 
Einkommen zur Abgeltung der Belastun
gen, vor allem durch die MöstAnhebung 
notwendig. 

Die wesentlichen Herausforderungen 
für die Zukunft werden die Steuerreform 
und der nächste Finanzausgleich sein. Bei 
der Steuerreform muss es zu einer Steu
erstrukturreform kommen. Bei der letz
ten Reform profitierten vor allem die 
UnternehmerInnen und die Kapitalge
sellschaften, bei der kommenden Steuer
reform muss daher eine Entlastung der 
kleineren und mittleren Einkommen Pri
orität haben. Beim Finanzausgleich ste
hen zahlreiche Maßnahmen auf der Agen
da: die bedarfsorientierte Grundsiche
rung, die Pflegereform und der Ausbau 
der Kinderbetreuungseinrichtungen.

Von der Steuerreform und vom Er
gebnis des Finanzausgleichs wird es ab
hängen, ob es dieser neuen Regierung 
gelingt, dass Österreich wieder sozialer 
und gerechter wird.

Christa Schlager und Tobias Schweitzer 
sind MitarbeiterInnen der Abteilung 
Wirtschaftswissenschaft und Statistik der 
AK-Wien.

Die Gesamtanalyse der AK des Doppelbud-
gets ist unter wien.arbeiterkammer.at/
www-397-IP-34261.html zu finden.

h i n w e i s

Unterschied administratives und 
Maastricht-Defizit

Innerhalb der EU wird die Budgetpolitik der 
Mitgliedstaaten anhand eines einheitlichen 
Systems, nach den sogenannten Maas-
tricht-Definitionen, beurteilt. Nach die-
sen Definitionen berechnetes Defizit (bzw. 
Überschuss) unterscheidet sich vom admi-
nistrativen Defizit, das für die Darstellung 
und Formulierung der Budgetpolitik in Ös-
terreich verwendet wird. Zur Errechnung des 
Maastricht-Saldos wird das administrative 
Defizit um Buchungen bereinigt, die volks-
wirtschaftlich keine Veränderung der Haus-
haltssituation bedeuten.

Dies trifft zu, wenn

■ den getätigten Zahlungen Forde-
rungen oder Verbindlichkeiten in gleicher 
Höhe gegenüber stehen. Beispiel dafür ist 
das Aufnehmen von Darlehen;

■ außerhalb des Budgets Reserven er-
höht oder abgebaut werden;

■ die Ursache der Zahlungen in eine Vor- 
oder Nachperiode fällt, etwa beim Zinsen-
dienst.

■ Einen besonderen Fall stellen die Euro-
fighter dar. Diese werden nach Maastricht-
Definition nach Lieferungen verbucht (2007: 
4 Stück, 2008: 12 Stück und 2009: 2 Stück), 
in der administrativen Darstellung nach 
Zahlungszeitpunkt. Da ein Leasingmodell 
für die Bezahlung gewählt wurde, erstrecken 
sich diese Zahlungen über viele Jahre.

Bei den sogenannten Ausgliederungen,  
z. B. Museen, ist die Regelung ebenfalls 
etwas komplizierter. Diese Gesellschaften 
scheinen im administrativen Defizit nur 
mehr als Empfänger von Zuschüssen auf. 
Wie weit sie – und vor allem ihre Schulden 
– einbezogen werden müssen, hängt davon 
ab, inwieweit sie ihre Kosten (50-Prozent-
Regel) selbst tragen können, wie weit sie 
frei entscheiden können und ob eine eigene 
Rechnungsführung vorliegt.

Quelle: BMF

i n f O r m a t i O n
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Noch verteidigt der 83jährige Robert Mu
gabe sein Recht auf eine weitere Präsident
schaft, die 2008 ausläuft. »Die Verfassung 
von Zimbabwe kennt keine Begrenzung 
der Amtszeit«, betonte sein Sprecher. Op
positionschef Morgan Tsvangirai appel
lierte an die Staaten des südlichen Afrikas, 
»Diktator Mugabe zu isolieren«. Er for
derte zudem eine ZimbabweDebatte im 
UNSicherheitsrat. Er könne sich eine Zu
sammenarbeit mit Mugabes Partei vorstel
len, sagte Tsvangirai, Chef der Bewegung 
für Demokratischen Wandel (MDC). 

»Der einzige Weg zur Lösung der Krise ist 
ein nationaler Dialog, der zu einer neuen 
Verfassung und schließlich zu freien und 
fairen Wahlen führt.« Der zimbabwische 
Oppositionsführer will bei der Präsiden
tenwahl im nächsten Jahr nur dann kan
didieren, wenn es bis dahin eine neue de
mokratische Verfassung gibt. Andernfalls 
werde er die Wahl boykottieren, sagte Ts
vangirai bei der Trauerfeier für einen An
hänger der Opposition, der am 11. März 
von Polizisten erschossen wurde. Die Op
position wirft Präsident Mugabe vor, alle 

Wahlen seit 2000 manipuliert zu haben. 
Es gilt als unwahrscheinlich, dass Mugabe 
vor den für März 2008 erwarteten Wahl
en die Verfassung reformieren wird. Nach 
den Gewaltaktionen der Polizei gegen Op
positionelle und Plünderung der Büros 
der Zentrale des Gewerkschaftsdachver
bandes Zimbabwe Trade Union Congress 
(ZCTU) richtete der Internationale Ge
werkschaftsbund (IGB) einen energischen 
Protestbrief an Mugabe und forderte die 
Intervention der Internationalen Arbeits
organisation (IAO).  G. M.

Zimbabwe: IGB fordert Intervention
Nach Polizeigewalt gegen die Opposition gerät Langzeitpräsident Robert Mugabe zunehmend unter Druck.

Am 19. März, rund 50 Jahre nach Unter
zeichnung der Römischen Verträge, die 
den Prozess der europäischen Integration 
eingeleitet haben, wurde der PanEuropä
ische Regionalrat (PERR) des Internatio
nalen Gewerkschaftsbunden (IGB) in 
Rom gegründet. Damit wurde einem Be
schluss des IGBGründungskongress Fol
ge geleistet, der im vergangenen Novem
ber in Wien stattgefunden hatte. John 
Monks, Generalsekretär des Europäischen 
Gewerkschaftsbundes (EGB) ist nunmehr 
auch Generalsekretär des PERR. Mikhail 

Shmakov, Vorsitzender des russischen Ge
werkschaftsdachverbandes FNPR, wurde 
zum Vorsitzenden des Rates.

Aufgabe des Regionalrates sind die 
Förderung der Politik des IGB und die 
Stärkung der Gewerkschaftsbewegungen 
in der Region. Der PERR besteht aus 87 
nationalen Zentren, die dem IGB unter
stehen und mehr als 85 Millionen Mit
glieder auf dem Kontinent, von Lissabon 
bis Wladiwostok, repräsentieren.

»Dies ist ein neuer und aufregender 
Beginn für das europäische Gewerkschafts

wesen auf dem ganzen europäischen Kon
tinent. Der PERR wird bald seine Anwe
senheit spüren lassen«, sagte John Monks, 
Generalsekretär des EGB. »Fundamentale 
Rechte der Arbeitnehmer werden nicht 
nur von Russland, Weißrussland, Geor
gien und Moldawien verletzt, sondern 
auch in Westeuropa, im Baltikum und am 
Balkan. Deshalb haben Schutz und För
derung der Rechte der Arbeitnehmer beim 
PERR auch die höchste Priorität«, sagte 
Mikhail Shmakov, der Vorsitzende von 
FNPR Russland. G. M.

EU: Neugründung
50 Jahre nach Unterzeichnung der EU-Gründungsverträge entsteht der Pan-Europäische Regionalrat (PERR).

Zu diesen Werbeaktivitäten gehört die EU
weite Präsenz von HELP bei Veranstal
tungen, wo sich die Öffentlichkeit an
hand von Kohlenmonoxidmessungen 
selbst ein Bild über die Effekte des Rau
chens und Passivrauchens machen kann. 
2006 haben sich über 75.000 Europäe
rInnen im Rahmen einer der 250 Veran
staltungen testen lassen, an denen HELP 
teilgenommen hat, um auf die negativen 
Auswirkungen des Rauchens aufmerk
sam zu machen. 

Auch 2007 wird HELP die europäische 
Öffentlichkeit über die Gefahren des 
Rauchens informieren und, was noch 
wichtiger ist, auf die Möglichkeiten der 
Unterstützung für Entwöhnungswillige 
hinweisen. Wer sich mit dem Gedanken 
trägt aufzuhören, kann sich über die 
Website der Kampagne www.help-eu.com 
Informationen oder Ratschläge holen 
bzw. die Telefonnummer der jeweiligen 
Quit Line erfragen. Diese Rauchertele
fone sind mit professionellen Berate

rInnen besetzt, die bei der Entwöhnung 
mit Rat und Tat zur Seite stehen. Warum 
sollten wir EuropäerInnen 2007 mit dem 
Rauchen aufhören? Weil:
■  Rauchen oft zu absurden Verhaltens

weisen führt.
■  Rauchen die Gesundheit gefährdet.
■  Rauchen teuer ist.
■  Man durch Rauchen früher altert und 

stirbt.
HELP will für alle da sein, die das Rau
chen endgültig aufgeben wollen. (PA)

HELP: Für ein rauchfreies Leben

Ohne Rauch geht’s auch
Die Kampagne »HELP – Für ein rauchfreies Leben« setzt Akzente für ein rauchfreies Europa. HELP TV-
Werbespots werden in allen 27 EU-Mitgliedsländern ausgestrahlt, weitere Werbeaktivitäten sind geplant.

Internationales und Gesellschaftspolitik
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D er zweite Band, der 2004 veröffent
licht wurde, verfolgt den Aufstieg 
der österreichischen Industrie in 

der Gründerzeit und der Spätgründerzeit. 
In der Ersten Republik setzte sich diese 
positive Entwicklung nicht fort; im Ge
genteil, die Industrie erlebte einen Nie
dergang. In der Wiederaufbauphase nach 
dem Zweiten Weltkrieg war das Wachs
tum der Industrieproduktion besonders 
stark.

Die zwei Jahrzehnte von Mitte der 
1950er bis Mitte der 1970er Jahre bil
deten die »goldene Ära« der Industrie. 
Der Aufholprozess der österreichischen 
Wirtschaft gegenüber den westeuropä
ischen Ländern wurde von der industri
ellen Dynamik getragen. In den 1980er 
Jahren geriet die verstaatlichte Industrie 
in eine tiefe Krise. Die industrielle Ent
wicklung der Folgezeit war von verlang
samtem Produktionswachstum, einem 

starken Wandel der Branchenstruktur, 
fortschreitender Internationalisierung, 
kürzeren Produktlebenszyklen, der ra
schen Diffusion der modernen Informa
tions, Kommunikations und Steue
rungstechniken, tief greifenden Umstel
lungen in der Arbeitsorganisation und 
bedeutenden Verschiebungen in der Be
rufsstruktur der Idustriebeschäftigung ge
kennzeichnet. 

Trotz struktureller Mängel behaupte
te sich Österreichs Industrie in den letz
ten zwei Jahrzehnten vergleichsweise gut, 
was an der Entwicklung der Weltmarkt
anteile und der Handelsbilanz zu erken
nen ist.

Von den beiden Hauptteilen des 
Werks beschäftigt sich der eine mit we
sentlichen Aspekten der Industrialisie
rung: technischer Fortschritt, Produkt
innovationen, Finanzierung, Ausrich
tungen der Industriepolitik, Branchen

strukturwandel, Außenhandel, Interna
tionalisierung u. a.. Der andere Teil bietet 
einen Überblick über die Entwicklungen 
in den wichtigen Branchen.

In dem AspektKapitel »Der neue Typ 
des Arbeitnehmers« werden auch die für 
die Lebens und Arbeitsbedingungen der 
Industriebeschäftigten wesentlichsten 
 Aspekte ausführlich behandelt: Beschäfti
gungschancen, Arbeitslosigkeit, Lohn, Ar
beitszeit, Arbeitsorganisation, Gewerk
schaften, Kollektivverträge, Sozialge
setze.

Hinzu kommen ein kurzer und präg
nanter Abschnitt über die Nationalöko
nomie in Österreich und ein sehr inter
essantes Kapitel, welches die wirtschaft
liche Entwicklung Österreichs zwischen 
1955 und 2005 einem internationalen 
Vergleich unterwirft. 

Die »goldene Ära«

In den beiden Dekaden von Mitte der 
1950er Jahre bis Mitte der 1970er Jahre, 
häufig als die »goldene Ära« der europä
ischen Industriegesellschaften bezeich
net, befand sich die Sachgüterproduktion 
Österreichs und der anderen westeuro
päischen Länder in einer positiven Wachs
tumsspirale: 

Überdurchschnittliche Produktivi
tätserhöhungen in der verarbeitenden In
dustrie bewirkten einen Rückgang der 
relativen Preise vieler Industrieprodukte. 
In Reaktion auf diese relativen Preissen
kungen erhöhten die KonsumentInnen 
ihre Nachfrage nach industriellen Pro
dukten sehr stark: Die relativen (oder so
gar absoluten) Preisrückgänge verwandel
ten exklusive Produkte in Güter des Mas
senkonsums. 

Der aus diesem Nachfragezuwachs 
hervorgehende Beschäftigungsanstieg 
überkompensierte den arbeitssparenden 
Effekt des Produktivitätsfortschritts. Die 
aus den steigenden Realeinkommen re
sultierenden zusätzlichen Verbrauchsaus

Österreichs Industrie seit 1955
Der vorliegende Prachtband bildet den dritten Teil einer umfassenden Geschichte der Industrialisierung 
Österreichs (in den heutigen Grenzen). Der erste Band, der 2003 erschien, befasst sich mit den Anfängen 
der Industrie im 18. Jahrhundert und mit dem Einsetzen der Industriellen Revolution in der ersten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts. 

Aus dem Kapitel »Der neue Typus des Arbeitnememers«: Der Österreichische Gewerkschafts-
bund: ehemalige Zentrale, Wien I, Eingang mit Logo
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gaben der privaten Haushalte flossen in 
hohem Maße wieder in den Sachgüter
sektor, was dort weitere positive Beschäf
tigungseffekte zeitigte.

Weitere Produktivitätsfortschritte er
gaben sich in dieser Spirale industriellen 
Wachstums im Zuge der Marktausdeh
nung aus Größenvorteilen: Neue Pro
dukte wurden durch Prozessinnovationen 
effizienter und billiger produziert, was zu 
Marktausweitungen, daraus folgenden 
Produktivitätsgewinnen und weiteren 
Absatzsteigerungen und so fort führte. In 
der langen Hochkonjunkturphase An
fang der 1970er Jahre erreichte die Be
schäftigung in der Sachgüterproduktion 
ihren höchsten Stand.

Strukturwandel und Exportwachstum

Mitte der Siebzigerjahre endete in Öster
reich ebenso wie in den meisten anderen 
westeuropäischen Ländern die Wachs
tumsphase, die in hohem Maße auf  
den wechselseitigen Verstärkungen zwi
schen Produktivitäts und Einkommens
wachstum sowie Beschäftigungs und 
Marktexpansion im Sachgütersektor be
ruht hatte. In vielen Branchen der 
 Sachgüterproduktion stieg in der Folge 
die Beschäftigung nur noch geringfügig 
oder stagnierte, und in jenen, wo die 
Marktausdehnung mit dem Produktivi
tätsfortschritt nicht mithielt, fiel die 
 Arbeitskräftenachfrage. 

Der positive Zusammenhang zwi
schen Produktivitätswachstum und Be
schäftigungsexpansion je Branche, welche 
den sekundären Sektor im »goldenen 
Zeitalter« charakterisiert hatte, bestand 
nicht mehr. 

Produktinnovation

Nach wie vor verzeichnete die Sachgüter
produktion hohes Produktivitätswachs
tum, und die relativen Preise der Indus
trieprodukte fielen. Doch dieser Rück
gang der relativen Preise war nicht mehr 
im gleichen Maße nachfragewirksam wie 
in der vorangegangenen Periode: Die 
Marktdurchdringung bei Haushaltsgerä
ten, Autos, TV und Radiogeräten sowie 
Telefonapparaten erreichte bald sehr hohe 
Werte. Die Nachfrage auf diesen Märkten 
von Industrieprodukten betraf überwie
gend nur noch den Ersatzbedarf. 

Aus dem Kapitel »Bauindustrie und Bauwirtschaft«: DOKA-Schalungstechnik, Bau der Drau-
brücke Lippitzbach
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Grundlegende Produktinnovationen, die 
einen beträchtlichen Teil der Verbrauchs
ausgaben der privaten Haushalte auf sich 
ziehen könnten, so wie das bei Autos, 
elektrischen Haushaltsgeräten etc. der 
Fall gewesen war, blieben im letzten Vier
tel des 20. Jahrhunderts weitgehend aus. 
Videorekorder, Mikrowellenherde und 
Mobiltelefone bildeten zwar bedeutende 
Produktinnovationen, absorbierten aber 
im Vergleich zu den oben genannten nur 
einen kleinen Teil der Haushaltsbudgets.  
Viele Industrieunternehmen versuchen 
das geringe Wachstum der Binnennach
frage nach ihren Produkten durch Aus
fuhren in jene Regionen der Welt auszu
gleichen, wo die betreffende Nachfrage 
noch stark steigt. Da Länder mit hohem 
Einkommensniveau nur in bestimmten 
Segmenten der Sachgüterproduktion mit 

Schwellen und Entwicklungsländern 
konkurrieren können (vor allem bei tech
nik, humankapital und wissensinten
siven sowie qualitativ hochwertigen Pro
dukten) und da alle hoch entwickelten 
Länder die Marktexpansion via Export 
suchten, waren diese Bemühungen je 
nach Unternehmen und Branche sehr 
unterschiedlich erfolgreich. Die reale 
Produktion der Sachgütererzeugung ex
pandierte weiter, aber in den meisten 
Branchen nicht stark genug, um den ar
beitssparenden Effekt des Produktivitäts
wachstums auszugleichen.

Die Branchenstruktur der österrei
chischen Sachgüterproduktion änderte 
sich sehr stark: Produktion und Beschäf
tigung verlagerten sich im letzten Viertel 
des 20. Jahrhunderts von Grundstoffen 
und Konsumgütern zu technischen Ver

arbeitungsprodukten. Augenfälligstes 
Beispiel ist die starke Expansion der Her
stellung von Fahrzeugen und Fahrzeug
komponenten.

Die Krise der verstaatlichten Industrie 
in der zweiten Hälfte der 1980er Jahre 
war nicht zuletzt ein Ergebnis unterblie
bener Anpassung an neue Markterforder
nisse. Nach der Privatisierung erwiesen 
sich die meisten dieser Firmengruppen 
als sehr erfolgreich. Die von der Krise der 
Verstaatlichten ausgelöste Wende in der 
Industriepolitik betraf nicht nur die 
 Eigentümerrolle des Staates: Allmählich 
erfolgte eine Umorientierung von der 
 reaktiven Direktförderung von Unter
nehmen zu einer nachhaltigen Standort
politik. 

Innere Tertiärisierung

Wegen der zunehmenden Konzentration 
auf technik und wissensintensive sowie 
qualitativ hochwertige Produkte, der ra
schen Diffusion der modernen IK und 
Steuerungstechniken und den damit ein
hergehenden Änderungen in der Arbeits
organisation hat sich die Berufsstruktur 
der Beschäftigung in der Sachgüterpro
duktion in den letzten Jahrzehnten stark 
gewandelt: Handarbeit wird tendenziell 
durch Maschinenarbeit ersetzt, die Be
dienung einer Maschine durch die Mehr
stellenbedienung, die Überwachung eines 
ganzen Maschinenparks oder eines Pro
duktionsablaufs. Steuerungs und Über
wachungstätigkeiten, Instandhaltung 
und Wartung gewannen in der Fertigung 
also an Bedeutung. Insgesamt sank der 
Anteil der Fertigungsberufe deutlich. 

Gleichzeitig schritt in den Betrieben, 
Zweigen und Branchen der Sachgüter
produktion die sogenannte »innere Ter
tiärisierung« der Beschäftigung fort: Der 
Anteil der Dienstleistungsberufe aus
übenden Erwerbspersonen in der Sach
güterproduktion stieg zwischen 1991 und 
2001 von 34,1 Prozent auf 44,0 Prozent, 
und auch in absoluten Zahlen war ein 
Zuwachs zu verzeichnen!

Erfolg trotz Strukturschwächen

Im Großen und Ganzen behauptete sich 
Österreichs Industrie in den beiden zu
rückliegenden, von verstärkter Internati
onalisierung, vertiefter europäischer 

Aus dem Kapitel »Vom Staatsvertrag zum EU-Mitgliedsstaat«: Kampf gegen die Privatisie-
rung – ÖGB-Protest vor dem Sitz der ÖIAG in der Wiener Kantgasse, 10. Juli 2003
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 Integration und Ostöffnung gekenn
zeichneten Jahrzehnten gut. Dieser rela
tive Erfolg ist unter anderem messbar 
daran, dass sich der österreichische Anteil 
an der Gesamtheit der Exporte der west
lichen Industrieländer von ca. 1,6 Prozent 
in den 1960er Jahren auf über zwei Pro
zent seit den 1990er Jahren erhöht hat 
(S. 100). Ein weiterer Maßstab bildet die 
Handelsbilanz: Wies Österreich 1966 
noch ein Handelsbilanzdefizit von nicht 
weniger als 6,4 Prozent des BIP auf, so 
hielten sich in den letzten Jahren Sach
güterausfuhren und einfuhren etwa die 
Waage (S. 106). Und nicht wenige hei
mische Unternehmen haben eine welt
weit führende Position in einer speziali
sierten Marktnische erlangt (S. 161).

Die Ostöffnung und den EUBeitritt 
der MOEL wussten Österreichs Indus
trieunternehmen sehr gut zu nutzen: Die 

Industrieexporte in diese Länder erhöh
ten sich sehr stark, und die Arbeitsteilung 
zwischen Österreich und seinen östlichen 
Nachbarn vertiefte sich, was die kosten
mäßige Wettbewerbsfähigkeit der Be
triebe hierzulande stärkte. 

Diese Erfolge konnten trotz der nach 
wie vor bestehenden strukturellen Schwä
chen der Sachgüterproduktion erzielt 
werden. Immer noch ist, wie die Struk
turberichte des WIFO zeigen, der Anteil 
der Hochtechnik und humankapitalin
tensiven Branchen zu gering. Sprach man 
bis Anfang der 1990er Jahre vom öster
reichischen Paradoxon veralteter Struk
turen und überdurchschnittlichen indus
triellen Wachstums, so ist die derzeitige 
Situation von veralteten Strukturen und 
(im EUMaßstab) nur noch durchschnitt
licher Entwicklung charakterisiert. Die 
Stärken der österreichischen Industrie 

liegen vor allem in den Hochpreisseg
menten von Branchen mittelhohen Tech
nikniveaus. 

Verzicht auf Fachsprache

Der Übergang zu einer industriellen Ent
wicklung, die noch viel stärker als in der 
Vergangenheit von Produkt, Prozess 
und organisatorischen Innovationen ge
prägt ist, wird vor allem von einem in
tensivierten Strukturwandel zugunsten 
von technik, humankapital und wissens
intensiven Industriezweigen abhängen.

Die Herausgeber und AutorenInnen 
haben versucht, nicht nur Historike
rInnen, sondern einen erweiterten Lese
rInnenkreis anzusprechen. Diesem Zweck 
dienen der Verzicht auf Fachsprache und 
wissenschaftliche Zitierung, eine klare 
Gliederung und insbesondere die opu

Aus dem Kapitel »Massenmedien und Filmindustrie«: Selbstbildnis am Telefon, Maria Lassnig, Öl auf Leinwand, 1973
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lente Ausstattung mit Abbildungen (Ge
mälde, Drucke und Fotos von Maschinen 
und Industrieanlagen, Fabriken, Gebäu

den, Produktionsprozessen, politischen 
Versammlungen; Werbeplakate, Pro
duktpaletten, Porträts) sowie nicht zuletzt 
die Preisgestaltung. 

Den Herausgebern und der Auto
rInnengruppe ist es nicht gänzlich gelun
gen, Widersprüche zwischen verschie
denen Buchteilen, die von unterschied
lichen AutorInnen verfasst wurden, zu 
vermeiden. Ganz besonders gilt dies be
züglich der Einschätzung, wann denn 
Österreichs Industrie ihre Chance ergrif
fen habe. Hiezu suggeriert die am Beginn 
des Bandes stehende Zusammenfassung, 
dass es erst ab den 1980er Jahren, als der 
Staat »wirtschaftsfreundlichere Rahmen
bedingungen« und unternehmerischen 
»Freiraum« geschaffen habe, gelungen sei, 
»in zahlreichen Branchen die industrielle 
Chance zu ergreifen« (S. 10). Das Urteil 
der Zusammenfassung über die Leistun
gen der österreichischen Industrie und 
Industriepolitik in der Zeit davor fällt 
hingegen eher ambivalent aus: »Von 1955 
bis 1980 tat sich Österreich in der wirt
schaftspolitischen Ausrichtung noch 

schwer«, heißt es da, und: »Man versuchte 
nicht ohne Erfolg einen eigenen Weg zu 
gehen.« (S. 10)

Dieses Herunterspielen der im histo
rischen Maßstab und im internationalen 
Vergleich außerordentlichen Erfolge der 
österreichischen Industrie vor 1980 steht 
im Widerspruch zu den Ausführungen 
in mehreren AspektAbschnitten und im 
Kapitel über den Ländervergleich. Auf  
S. 37 werden die betreffenden Zahlen ge
nannt: Von 1955 bis 1973 expandierte 
die reale Produktion des Sachgütersektors 
um durchschnittlich 6,0 Prozent jährlich, 
von 1973 bis 2000 um 2,5 Prozent. In 
der ersten Periode befand sich Österreich 
»gegenüber allen anderen westeuropä
ischen Ländern« (außer Deutschland, 
Anm. MM) »auf der Überholspur«  
(S. 116). Der Tenor all dieser Darstellun
gen ist, dass Österreich auch schon in der 
Ära der sogenannten gemischten Wirt
schaft »die Chance ergriffen« (S. 308) 
habe. 

Die besondere Stärke des Bandes liegt 
neben der prächtigen Ausführung in der 
Darbietung zahlloser hochinteressanter 
Fakten und Details, vor allem in den 
Branchenberichten und in einigen As
pektKapiteln, nach denen man in der 
spezialisierten (entweder ökonomischen 
oder technischen) Fachliteratur sehr lan
ge suchen müsste – und auch dort nicht 
unbedingt fände.  Michael Mesch

Aus dem Kapitel »Der neue Typus des Arbeitnehmers«: Traditionelle Arbeiterkultur –  
Kammer für Arbeiter und Angestellte, Linz. 1928–1930, Architekt Hubert Gessner.

Aus dem Kapitel »Wirtschaftswissenschaft 
in Österreich«: Egon Matzner (1938–2003)

Ferdinand Lacina, Dionys Lehner, Peter Mit-
terbauer, Andreas Resch: Die ergriffene 
Chance. Österreichische Industriegeschich-
te 1955 bis 2005, Verlag Carl Ueberreuter, 
Wien 2005, 343 Seiten, € 48,–
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I
n unserem letzten Beitrag haben wir 
uns schon mit den Tücken beim 
Rechnen mit und Verwenden von 
Prozenten beschäftigt. Dabei ging es 

um Prozente von oben oder unten, um 
Prozente von Prozenten, um Prozent
punkte und das Addieren von Prozenten. 
In diesem Artikel wollen wir uns einigen 
anderen Problemen widmen, die beim 

Rechnen mit Prozenten immer wieder 
vorkommen.

Wir haben schon gesehen, dass man 
mit Prozentzahlen – bewusst oder unbe
wusst – recht falsche Eindrücke erwecken 
kann. Das Ausmaß der Irreführung durch 
Anwendung von Prozenten hängt sehr 
stark davon ab, wie groß oder klein die 
absoluten Zahlen sind, von denen man 
die Prozente berechnet. 

Rasenmäher

Dafür einige Beispiele: In einem Land 
gibt es zwei Rasenmäherfabriken, eine 
große und eine kleine. Die große hat im 
Jahr 1994 50.000 Rasenmäher erzeugt 
und seither ihre Produktion um 5 Pro
zent jährlich ausweiten können. Die klei
ne hat zwar 1994 nur 200 Rasenmäher 
erzeugt, konnte diese Zahl jedoch jähr

lich um 10 Prozent steigern. Wie sieht 
nun die Produktionsentwicklung aus 
(siehe Tabelle 1: »Rasenmäher: Pro-
duktion in Stück«)?

Von diesen Zahlen ausgehend, stellt 
die Firmenleitung der Firma B folgendes 
fest: »Unsere Produktion ist seit 1995 um 
160 Prozent gestiegen, jene der Firma A 
dagegen nur um 63 Prozent. Unsere Pro
duktion stieg daher um rund 150 Prozent 
stärker als jene von A. Unser Anteil an 
der Produktion der Branche stieg um 59 
Prozent.« 

Die Firmenleitung wird vielleicht, um 
ihre Situation günstiger erscheinen zu 
lassen, sogar darauf verzichten, die obige 
Tabelle mit den absoluten Zahlen wie
derzugeben, und statt dessen sich mit ei
ner Darstellung begnügen, welche nur 
die prozentuelle Entwicklung in den bei
den Fabriken wiedergibt. Das heißt, die 

Von Rasenmähern, Basisjahren  
und Wahlergebnissen

Dem geübten Statistiker fällt es oft nicht schwer,  
durch Zahlenspiele bestimmte Eindrücke zu erwecken. Prozentrechnungen eignen 

sich bestens zu Irreführungen.

Autor: Thomas G. Lachs 
Pensionist in Wien, war Direktor  

der Oesterreichischen Nationalbank
 
 

Autorin: Eva Maria Nesvadba 
Leiterin der Abteilung Zahlungsbilanz  

der Oesterreichischen Nationalbank

 

 

Rasenmäher: Produktion in Stück                      Tabelle 1

Jahr 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005

Fabrik A 50.000 52.500 55.125 57.881 60.775 63.814 67.005 70.355 73.873 77.566 81.445

Fabrik B 200 220 242 266 293 322 354 390 429 472 519

Differenz 49.800 52.280 54.883 57.615 60.482 63.492 66.651 69.965 73.444 77.094 80.926

Rasenmäher: Produktionsindex (1995=100)           Tabelle 2

Jahr 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005

Fabrik A 100 105 110 116 122 128 134 141 148 155 163

Fabrik B 100 110 121 133 146 161 177 195 215 236 260
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Produktion des Jahres 1995 wird für jede 
der Fabriken gleich hundert gesetzt und 
dann geschaut, wie sich die Produktion 
von dieser Basis aus entwickelt hat. Da
mit gibt sie nicht die absolute Steigerung, 
sondern die prozentuelle Steigerung wie
der (siehe Tabelle 2: »Rasenmäher: Pro-
duktionsindex«).

Das schaut in obigem Beispiel so 
aus: 

Die Entwicklung ist sehr eindrucks
voll und scheint wirklich anzuzeigen, dass 
die Fabrik B sich wesentlich besser ent

wickelt als die Fabrik A. Doch siehe da, 
auch die Direktoren der Fabrik A kön
nen schlagkräftige Argumente für ihre 
Tüchtigkeit anführen. Sie sagen: »Unse
re Produktion stieg in den letzten 10 Jah
ren um 31.445 Stück, jene der Firma B 
jedoch lediglich um 319 Stück. Erzeugten 
wir im Jahre 1995 «nur« um 49.800 Ra
senmäher mehr als die Firma B, waren 
es im Jahre 2005 bereits 80.926 Stück 
mehr. Der Abstand in der Produktion 
zwischen den beiden Betrieben hat sich 
also um 31.126 Stück oder 62 Prozent 

unserer Produktion im Jahre 1995 er
höht.« 

Wer sich die Arbeit macht, nicht nur 
den Produktionsindex, sondern auch die 
absoluten Zahlen zu vergleichen, wird bei 
obigem Beispiel keine Mühe haben fest
zustellen, dass der Abstand zwischen den 
Produktionszahlen der beiden Fabriken 
so groß ist, dass die kleinere die größere 
in absehbarer Zeit keinesfalls einholen 
kann. Ihre 10 Prozent Produktionsstei
gerung sind in absoluten Zahlen wesent
lich geringer als die 5 Prozent bei der Fir

Stundenlohn in Euro                    Tabelle 3

Jahr 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005

Fabrik F 7,44 7,92  8,48  8,97  9,68  9,95 10,27 10,71 11,01 11,25 11,60

Fabrik G 9,50 9,94 10,26 10,54 10,89 11,11 11,45 11,86 12,55 13,00 13,40

Fabrik K 9,33 9,81 10,14 10,46 11,03 11,68 12,11 12,72 13,01 13,39 13,90

Eva Maria Nesvadba analysiert gemeinsam mit ihrem ehemaligen Kollegen Thomas G. Lachs die Tricks der Statistiker und gibt uns damit ein 
Mittel in die Hand, dieselben zu durchschauen.

Xx
xx

xx
xx
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ma A (bei unveränderter Produktion der 
Firma A würde ein Aufholen der Firma 
B bei diesem Tempo 119 Jahre dauern). 

Wahl des Basisjahres 

Ein weiteres Problem, das beim Vergleich 
von Entwicklungen über mehrere Jahre 
hinweg auftaucht, ist die Wahl des Aus
gangs(oder Basis)jahres. Auch das soll 
an einem Beispiel demonstriert werden. 
Drei Unternehmer saßen 2006 zusam
men und beschwerten sich gegenseitig 
über den starken Anstieg der Löhne, wo
bei jeder Unternehmer behauptete, in 
seiner Fabrik sei der Facharbeiterlohn am 
stärksten gestiegen. 

Der Unternehmer F stellte fest: »Inter
essant ist nur die langfristige Entwicklung. 
Im Laufe der letzten zehn Jahre sind die 
Löhne in meiner Fabrik um 56 Prozent 
gestiegen, in der Fabrik G jedoch nur um 
41 Prozent und bei K um 49 Prozent.« 

Der Unternehmer K dagegen stellte 
fest: »So ist die Sache keinesfalls. Seit dem 
Jahr 1999, dem Jahr der Einführung des 
Euro, sind die Löhne bei mir um 26 Pro
zent gestiegen, dagegen bei F um 20 Pro
zent und bei G um 23 Prozent.« 

Schließlich meinte G: »Mit diesen al
ten Dingen fange ich nichts an. Von 2002 
bis 2005 stieg bei mir der Lohn um 13 
Prozent, während er bei K nur um 9 Pro
zent und bei F nur um 8 Prozent gestie
gen ist.« 

Keiner der drei Herren hat gelogen. 
Jeder hat lediglich ein anderes Ausgangs
jahr für seine Berechnungen gewählt. Da 
die Lohnentwicklung in den drei Fabriken 
unterschiedlich verlaufen ist, konnte jeder 
durch die »richtige« Auswahl des Basis
jahres seinen Standpunkt beweisen (siehe 
Tabelle 3: »Stundenlohn in Euro«).

Verwirrungstaktik

Der Leser wird nun fragen, welches Ba
sisjahr eigentlich das richtige ist. Leider 
lässt sich diese Frage nicht eindeutig be
antworten. Es hängt davon ab, was un

tersucht werden soll. Wollen die Unter
nehmer wissen, wie sich ihre Lage in letz
ter Zeit entwickelt hat, wird der 
Zehnjahresvergleich nicht gerade das 
richtige sein. Geht es um langfristige Ent
wicklungen, wird man mit den Steige
rungsraten der letzten drei Jahre kaum 
das Auslangen finden. 

Je nach Problemstellung wird man 
daher das Basisjahr sorgfältig wählen müs
sen. Derjenige, der mit einer solchen Sta
tistik konfrontiert wird, sollte vor allem 
herauszufinden versuchen, warum gerade 
ein bestimmtes Ausgangsjahr gewählt 
wurde. Denn sehr groß ist die Versuchung 
für denjenigen, der eine besonders starke 
Steigerung nachweisen will, ein Aus
gangsjahr mit einem besonders niedrigen 
Wert zu wählen und umgekehrt. 

Dabei wird noch gern der Durch
schnitt der Jahressteigerungsraten zusätz

lich angeführt. Das kann (muss aber na
türlich durchaus nicht immer) ebenfalls 
eine Verwirrungstaktik sein. Besonders 
dann, wenn die Steigerungsraten Jahr für 
Jahr ungefähr gleich groß sind, ist der 
Durchschnitt dieser Jahressteigerungsra
ten eine sehr aussagekräftige Zahl. Wenn 
aber Jahr für Jahr starke Schwankungen 
bei der jährlichen Steigerung festzustellen 
sind, dann kann man mit der Bildung 
eines mehrjährigen Durchschnittes und 
geschickter Wahl des Basisjahres sehr un
terschiedliche Eindrücke erwecken (siehe 
Tabelle 4: »Preissteigerungen in Pro-
zenten [im Land A]«).

In diesem Fall sind die Preise in den 
Jahren 2000 bis 2004 im Jahresdurch
schnitt um 3,4 Prozent gestiegen (zur Be

rechnungsmethode siehe die folgenden 
Ausführungen). Nimmt man allerdings 
das Jahr 1999 mit seiner starken Preis
steigerung dazu, ergibt sich für die Ge
samtperiode eine durchschnittliche Jah
ressteigerungsrate von 4,0 Prozent. 

In diesem Zusammenhang sei noch 
auf einen weiteren Fehler verwiesen, der 
gelegentlich vorkommt. Man kann nicht 
die durchschnittliche Jahressteigerungs
rate für eine Periode dadurch ermitteln, 
dass man die Gesamtsteigerung durch die 
Zahl der Jahre dividiert. Das kann man 
recht anschaulich am Beispiel der Rasen
mäherfabriken zeigen. 

Die Firma B hat ihre Produktion 10 
Jahre lang jedes Jahr um 10 Prozent ge
steigert. Der gesamte Produktionsanstieg 
machte dann aber nicht 10 x 10 = 100 
Prozent aus, sondern 160 Prozent. Die 
Ursache dafür ist einfach zu erklären: Jahr 
für Jahr werden die 10 Prozent von einer 
höheren Produktion aus gerechnet. Die 
Steigerung in absoluten Zahlen nimmt 
daher Jahr für Jahr zu. 

Wer also den Durchschnitt von Jah
ressteigerungsraten errechnen will, der 
muss feststellen, welche, Jahr für Jahr 
gleiche Steigerungsrate zum selben End
ergebnis (wie die tatsächlich unterschied
lichen Jahressteigerungsraten) geführt 
hätte. Das macht man so, dass man das 
geometrische Mittel aus den einzelnen 
Jahressteigerungen errechnet. Das hört 
sich vielleicht recht schwierig an, ist aber 
mit einem Rechner (oder dem Rechen
programm eines Computers), der eine 
Wurzelfunktion hat, gar nicht so schwer 
zu machen.

Wurzelziehen

Genau wird zum Beispiel im Falle der 
eben angeführten Preissteigerungen fol
gendermaßen gerechnet: Man nimmt 
den Index der Gesamtsteigerung, divi
diert durch 100, zieht die der Anzahl der 
Jahre entsprechende Wurzel und multi
pliziert das Ergebnis mit 100. Damit er
hält man den Index der durchschnitt
lichen Jahressteigerung. 

Zum konkreten Beispiel: Bei 18,2 
Prozent Steigerung in den 5 Jahren 2000 
bis 2004: 
118,2 dividiert durch 100 = 1,182 
Wurzel 5 von 1,182 = 1,034 
1,034 x 100 = 103,4 

Preissteigerungen in Prozenten (im Land A)  Tabelle 4

1999 2000 2001 2002 2003 2004

7,3 2,4 2,8 3,1 6,8 2,0

»Der Konsument der 
 Statistiken sollte auf der 
Hut sein und versuchen, 
sich dennoch ein richtiges 
Bild zu machen.«
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Ob es um Rasenmäher, Wachstumsraten 
oder Wahlergebnisse geht – sobald mit 
Prozenten gerechnet wird, fällt es dem ge-
übten Statistiker oft nicht schwer, unabhän-
gig von der tatsächlichen Entwicklung je-
ne Eindrücke zu erwecken, die er erwecken 
will. Der Konsument der Statistiken sollte 
aber auf der Hut sein und versuchen, sich 
dennoch ein richtiges Bild zu machen. Denn 
bei den meisten Statistiken werden Prozente 
verwendet, es wird sogar die am häufigs-
ten verwendete Rechnungsart sein. Das ist 
auch gut und vernünftig. Man sollte sich 
nur stets bewusst sein, welche Teufelchen 
in solchen Prozentrechnungen ihren Unfug 
treiben können.

r e s ü m e e

Die durchschnittliche Jahressteige-
rungsrate ist demnach 3,4 Prozent. 

Wenn jedoch d ie Steigerungsraten 
Jahr für Jahr nicht allzu stark schwanken, 
kann man einen halbwegs brauchbaren 
Näherungswert feststellen, indem man 
vorerst Jahr für Jahr die Steigerungsrate 
ermittelt und daraus den Durchschnitt 
(arithmetisches Mittel) errechnet. Für 
die Praxis wird dies oft genügen. Im 
obigen Beispiel mit den Preissteige
rungen hätten sich – wie bei der mathe
matisch richtigen Berechnung – eben
falls 3,4 Prozent (17,1 dividiert durch 5) 
ergeben. In den sechs Jahren 1999 bis 
2004 ergeben sich allerdings bei der me
thodisch richtigen Berechnung 4,0 Pro
zent, der Näherungswert beträgt dagegen 
4,1 Prozent.

Zahlenspiele

Bei den Löhnen in den drei Fabriken er
geben sich folgende Näherungswerte für 
die durchschnittlichen Jahressteigerungs
raten: Für die Jahre 1996 bis 2005 in der 
Fabrik F 4,6 Prozent, in der Fabrik G 3,5 
Prozent und in der Fabrik K 4,1 Prozent. 
Für die Jahre 2000 bis 2005 war die 
durchschnittliche Jahressteigerungsrate 
in der Fabrik F 3,1 Prozent, in der Fabrik 
G 3,8 Prozent und in der Fabrik K 3,5 
Prozent. Für die Jahre 2003 bis 2005 
schließlich waren die durchschnittlichen 
jährlichen Lohnsteigerungsraten in der 
Fabrik F 2,7 Prozent, in der Fabrik G 3,3 
Prozent und in der Fabrik K 3,4 Prozent. 
Diese Form des Vergleiches ist durchaus 
brauchbar.

Die Erfahrung zeigt, dass gerade bei 
der »richtigen« Wahl von Basisjahren die 
stärkste Tendenz besteht, gewünschte sta
tistische Eindrücke zu vermitteln, die kein 
»wahres« Bild ergeben. Das sollte man 
immer bedenken, wenn man vorerst nicht 
weiß, warum ein bestimmtes Basisjahr 
für eine Zeitreihe gewählt wurde.

Zum Abschluss sei noch ein Beispiel an
geführt, wie man mit verschiedenen sta
tistischen Berechnungen aus ein und 
demselben Zahlenmaterial die unter
schiedlichsten Erkenntnisse gewinnen 
kann. In einer Fabrik finden im Abstand 
von vier Jahren zwei Betriebsratswahlen 
statt. Die Belegschaft dieser Fabrik hat 
innerhalb dieser Zeit etwas zugenom
men. Die Wahlergebnisse sehen folgen
dermaßen aus (siehe Tabelle 5: »Wahl-
ergebnisse zweier Betriebswahlen«):

Interpretation von Wahlergebnissen

Wie wird dieses Wahlergebnis nun von 
den Spitzenkandidaten der einzelnen Lis
ten ausgelegt? Der Vertreter der Liste A 
erklärt: »Wir sind die Sieger dieser Wahl. 
Wir haben fünfzig Stimmen dazu gewon
nen, mehr als irgendeine andere Liste.« 
Da hat er schon recht, allerdings ist sein 
Anteil an den Gesamtstimmen von 65,0 
Prozent auf 63,6 Prozent (also um 1,4 
Prozentpunkte) gesunken. 

Der Vertreter der Liste B erklärt: »Wir 
sind die Sieger dieser Wahl. Unser Stim
menanteil ist von 32,5 auf 33,4 Prozent 
gestiegen, also um 0,9 Prozentpunkte. 
Mehr als bei irgendeiner anderen Liste.« 
Da hat er schon Recht, wenn aber bei je
der Wahl die Liste A mehr Wähler dazu 
gewinnt als die Liste B, wird die Liste B 
die Liste A nie einholen können. 

Der Vertreter der Liste C erklärt: »Wir 
sind die Sieger dieser Wahl. Wir haben 
unsere Stimmenanzahl um 47 Prozent 
erhöht, mehr als irgendeine andere Liste. 
Unser Stimmenanteil ist von 1,5 Prozent 
auf 2 Prozent, also um 33 ⅓ Prozent ge
stiegen. Weit mehr als bei irgendeiner 
anderen Liste.« Recht hat auch er. Aller
dings hat er bereits zwei Sünden began
gen: Bei seiner ersten Behauptung ver
wendet er prozentuelle Steigerungen sehr 
niedriger Zahlen und im zweiten Fall gar 
Prozente von Prozenten. 

Lauter Sieger

Selbst der Spitzenkandidat der Liste D ist 
voll Zuversicht: »Wir haben unsere Stim
menzahl um 10 Prozent erhöht. Das ist 
sogar mehr als der Anstieg der mächtigen 
Liste A. Wenn wir so weiter machen, wer
den wir die Liste A irgendeinmal einho
len.« Irgendeinmal vielleicht schon, aber 
in absehbarer Zeit sicher nicht. Denn hier 
ist der Abstand in den absoluten Zahlen 
zu überwältigend, als dass man mit so 
kleinen Unterschieden in der prozentu
ellen Steigerung etwas ausrichten könnte. 
Wer nun der eigentliche Sieger dieser 
Wahl ist? Ganz sicher kann man das nicht 
sagen, denn es hängt davon ab, was sich 
jede Gruppe vernünftigerweise als Wahl
ziel setzt. Wenn man davon ausgeht, dass 
jede Gruppe einen möglichst hohen Stim
menanteil haben will, dürfte immerhin 
das Ergebnis der Liste B einen gewissen 
Fortschritt darstellen. Allerdings verfügt 
die Liste A noch immer über eine solide 
Mehrheit und wird deshalb die Arbeit des 
Betriebsrates weiterhin dominieren.

Wahlergebnisse zweier Betriebsratswahlen            Tabelle 5

Wähler insgesamt
Liste A Liste B Liste C Liste D

Wähler Prozent Wähler Prozent Wähler Prozent Wähler Prozent

1. Wahl 1.000 650 65,0 325 32,5 15 1,5 10 1,0

2. Wahl 1.100 700 63,6 367 33,4 22 2,0 11 1,0
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E ine Diplomarbeit an der WU hat 
sich gerade mit dem Thema »Jugend 
und Kommunikationselektronik« 

beschäftigt und sich dabei zum ersten Mal 
intensiver mit den elterlichen Motiven, 
ihre Kinder mit Kommunikationstechnik 
auszustatten, auseinandergesetzt.1)

Die empirischen Ergebnisse sind aufs 
Erste schon recht überraschend. Aber sie 
passen auch irgendwie dann doch ins Bild 
unserer postmodernen chaotischen Ge
sellschaft.

Die Eltern

Es sind nämlich gar nicht so sehr die Kin
der (bzw. das heute typische Einzelkind), 
die ihren Eltern mit Konsumwünschen 
auf die Nerven gehen und beharrlich 
(Stichwort: »pester power« – auf Deutsch 
etwa: Quengelmacht) ständig die neues
ten technischen Kommunikationsgeräte 
(Notebook, Handy, Spielekonsolen, ei
gener Fernseher im Kinderzimmer, usw.) 
einfordern. Nein, die Eltern selbst sind 
es, die in einer Art von wohlbehütendem 
und vorauseilendem Gehorsam für ihre 
Kinder bzw. ihr Kind »nur das Beste« 
wollen. Maßstab sind dabei die »anderen 
Eltern«, welche die Meinung, die Einstel
lungen und das Verhalten der jeweiligen 
Eltern beeinflussen. 

Man möchte, dass der eigene Nach
wuchs alles das auch haben soll, was an
dere Eltern ihren Kindern geben oder 
andere Kinder besitzen. Den eigenen 
Fernseher im Kinderzimmer (rund die 
Hälfte der Kinder haben das), Notebook, 
Internetanschluss, Spielekonsole, MP3
Spieler und anderes mehr. 

Im Regelfall orientiert man sich dabei 
an den Medienbildern von guten »Fami
lien«, zum Beispiel aus dem Fernsehen, 
oder auch an Familien, die wirtschaftlich 
gesehen ein bisschen über einem selbst 

rangieren. Dieses Orientierungsmuster 
»nach oben« wurde übrigens schon früh, 
in den Fünfzigerjahren, in den USame
rikanischen Sozialwissenschaften festge
stellt. 

Medienkompetenz

Es wird für die Kinder angeschafft, aber 
das war es dann auch schon. Anschaffung 
und Besitz der Kinder zählen, also: Mei
ne Kinder sollen es so gut haben wie die 
anderen auch. Was diese dann damit tun, 
ist nicht mehr so wichtig. Das Vermitteln 
eines richtigen Umgangs mit den Medien 
spielt keine große Rolle. Medienkompe
tenz wird zu Hause nicht geübt. Was das 
Kind mit seinen elektronischen Sachen 
macht, bleibt weitgehend ihm selbst 
überlassen. 

Vermutlich kommen hier auch Zeit
probleme von Eltern mit ins Spiel, sozu
sagen: sie sollen einerseits haben, was die 
anderen auch haben (oder von dem man 
meint, dass sie das üblicherweise haben), 
und andererseits ist damit für eine gewisse 
Ruhe zuhause gesorgt. Fernsehen oder 
Computerspiele beschäftigen das Kind 
und verschaffen den vom Erwerbsalltag 
und dem Alltagsstress atemlosen Eltern 
Luft.

Interessant: weniger Einkommen, 
mehr Kinderkonsum

Weniger Einkommen im Haushalt be
deutet nicht, dass die Kinder von wirt
schaftlich schlechter gestellten Eltern 

auch sparsamer mit Kommunikationsge
räten ausgestattet wären. Jedoch: Bei der 
Elektronik wird nicht gespart, wird in der 
Diplomarbeit empirisch festgestellt. Im 
Gegenteil: Kinder mit unterdurchschnitt
lichem Familieneinkommen sind mit 
Handy, Fernseher und MP3Player sogar 
besser ausgestattet. 

Je geringer das Bildungsniveau  
der Eltern, desto mehr Elektronik für 
Kinder

Und – da ja das erzielte Erwerbseinkom
men meist mit Bildung bzw. Ausbildung 
zusammenfällt – Kinder mit Eltern die 
ein geringeres Bildungsniveau haben, be
sitzen mehr an Kommunikationselektro
nik. Das Alter der Eltern oder der Um
fang der Erwerbstätigkeit der Eltern be
stimmen hingegen nicht das Ausmaß, in 
dem die Kinderzimmer mit Kommuni
kationselektronik vollgestopft werden.

Merkwürdiges Resultat

Fast makaber ist, dass gerade Eltern der 
unterdurchschnittlichen Bildungs
schichten ihre Kinder (ungewollt) ver
dummen. Je mehr Kommunikations
elektronikkonsum nämlich die lieben 
Kleinen haben, desto schlechter sind die 
schulischen Leistungen und um so gerin
ger ist das erreichte Bildungsniveau der 
Kinder, so das Ergebnis einer umfang
reichen quantitativ orientierten Studie 
zum Medienkonsum, durchgeführt vom 
KFN (Kriminologisches Forschungsin
stitut Niedersachsen e. V.).2) 

Diesen fatalen Zusammenhang zwi
schen Medienkonsum und Schulleistun
gen bestätigen auch andere Untersu
chungen. »Unsere Ergebnisse zeigen sehr 
deutlich, dass Kinder, die einen eigenen 
Fernseher im Zimmer haben, deutlich 

Kinder und Kommunikationselektronik:

Ohne es zu wollen, machen Eltern 
 Kinder »dumm«
Es klingt paradox, aber führt man aktuelle Studienergebnisse zusammen, sind es gerade die Eltern, die 
aus einer Art »Kinderorientierung« heraus und vor allem mit der Absicht, ihre Kinder gegenüber anderen 
Kindern nicht zu benachteiligen, ihnen in Wirklichkeit nachhaltig schaden.

1) Claudia Wallner: Jugend und Kommunikationselektronik, Diplom-
arbeit Wirtschaftsuniversität Wien, März 2007 
ftp.wu-wien.ac.at/wuw/kollmann/diplomanden/DA%20Wallner.pdf
2) KFN: Medienkonsum, Schulleistungen und Gewalt 
kfn.de/medienkonsumschulleistunggewalt.pdf
3) Gerald Jörns: »Analphabeten haben in der Wissensgesellschaft 
keine Chance«, Telepolis 1. 4. 2005, 
www.heise.de/tp/r4/artikel/19/19731/1.html
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schlechtere Lesekompetenzen und auch 
Rechtschreibleistungen aufweisen.« So 
Prof. Joachim Tiedemann von der Uni
versität Hannover, Fachbereich Erzie
hungswissenschaften.3)

Aggressionsfördernd und  
psychisch krank machend

Die erwähnte Studie des KFN belegt 
auch, dass ein hoher elektronischer Me
dienkonsum (und aggressive Medienin
halte, auch Computerspiele) zu einem 
höheren Aggressionsniveau bei Kindern 
und zu psychischen Dysfunktionen, etwa 
ADS (Attention Deficit Syndrom) füh
ren. 

In der Bildungs und Familienpolitik 
spricht man über diese Dinge ungern, die 
frühere Bildungsministerin Gehrer hatte 
sich ja massiv für die Elektronisierung 
(Computer) der Kinder eingesetzt, ohne 
sich um die Folgen zu kümmern. Förde
rung von ELearning, die alte Metapher 
von der Wissensgesellschaft und der Da
tenautobahn und die die damit einher
gehenden ExzellenzPhantasien, scheinen 

ungebrochen. Erstmals wagte die Psycho
therapeutin Rotraud Perner anlässlich ei
ner gerade laufenden Studie in Niederös
terreich, die Tatsachen deutlicher anzu
sprechen:

Die Kinder sind gewalttätiger als frü
her, die Eltern kooperationsunwillig. 
Funktioniert was nicht, wird die Schuld 
auf die Lehrer gedreht. »Die Leute sind 
überfordert. Und sie wissen nicht, wie sie 
ihre Kinder erziehen sollen. Sie schwan
ken zwischen Brutalität und Laissez
faire.« »Elfjährige Mädchen kommen un
ten ohne in die Schule, da die Paris Hil
ton das auch so macht.«4) 

Kaputt gehen:  
Ein Viertel psychisch gestört

Wie eine renommierte Studie von Patrik 
AndlinSobocki et. al.: »Cost of disorders 
of the brain in Europe«5) zeigt, liegt der 
Anteil der Menschen mit psychischen 
Störungen in Mitteleuropa mittlerweile 

bei 25 Prozent. An sich ein Skandal son
dergleichen, aber das scheint nur wenige 
aufzuregen. 

Der Anteil der psychisch beeinträch
tigten Menschen wird mehr und mehr 
werden, wenn hier die Politik nichts tut. 

Das Gegenrezept wäre einfach: Etwa 
eine Ganztagesschule mit mehr sozial
pädagogisch geschulten Kräften, die die 
Kinder vom Bildschirmkonsum fernhält 
und ihnen statt dessen mehr an sozialer, 
lebendiger, menschlicher Kompetenz 
 beibringt, etwa Streitkultur, also streiten 
können und Streit beilegen. Und eine 
Schule, die auch kritischen selbstbe
stimmten Umgang mit den modernen 
Medien fördert. 

Medienkompetenz und ähnliche 
Dinge an die Eltern zurück zu verlagern 
ist falsch. Die Eltern sind offenbar nicht 
imstande dazu, ihren Kindern Medi-
enkompetenz beizubringen. Auch weil 
sie selbst nicht allzu kompetent mit 
Medien umgehen gelernt haben. 

Karl Kollmann
AK-Wien, Abt. Konsumentenpolitik

4) Tageszeitung »Österreich« 30. 3. 2007, S 3, NÖ-Teil.
5) European Journal of Neurology, Volume 12, Supplement 1, 
June 2005.
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Allmende: gemeinschaftliches Eigentum, das 
allen offen steht, wie zum Beispiel Straßen oder 
Fischbestände in Gewässern, ursprünglich: 
Grundeigentum im Besitz einer Dorfgemeinschaft. 
»Moderne Allmenden sehen zum Beispiel so aus: 
Trinkwasserversorgungsbetriebe, Gesundheits-
zentren, Schulen, Universitäten, Straßen, öffent-
licher Verkehr, Schwimmbäder, Seniorenheime, 
Saatgutbörsen, Internet, Wald. Zum Teil gibt es 
sie noch, zum Teil können sie auch noch von allen 
unentgeltlich genutzt werden. Die Tendenz ist 
aber, dass sie nach den Regeln des freien Marktes 
organisiert werden …« (Definition von Christian 
Felber »50 Vorschläge für eine gerechte Welt«, 
erschienen im Deuticke Verlag) (Seite 8)

ambivalent: (in sich) widersprüchlich (Seite 38)

antizyklische Wirtschaftspolitik: Wirtschaftspo-
litik, die durch gezielte Maßnahmen versucht, 
Konjunkturschwankungen so gering wie möglich 
zu halten. (Seite 31)

Basisjahr: bestimmtes festgelegtes Jahr, das – 
zum Beispiel bei der Berechnung des Bruttoin-
landsprodukts – als Bezugsgröße bzw. Vergleichs-
grundlage dient. (Seite 40)

Cash-Cow: wörtlich: »Geld-Kuh«, Bezeichnung 
für Unternehmen mit hohen Liquiditätsreserven. 
(Seite 8)

Europäischer Sozialfonds: errichtet 1961, um die 
Chancen der Menschen auf dem Arbeitsmarkt zu 
verbessern. In Österreich standen aus Mitteln des 
esf für den Zeitraum 2000-2006 insgesamt 761 
Millionen Euro zur Verfügung. Diese flossen in die 
drei Programmziele (Ziel 1: Abbau regionaler wirt-
schaftlicher Ungleichheiten, Ziel 2: Förderung von 
Gebieten, die sich wirtschaftlich und sozial neu 
orientieren wollen, Ziel 3: Förderung von Menschen 
mit besonderen Schwierigkeiten bei der Arbeits-
suche) sowie in die Gemeinschaftsinitiative 
Equal. www.esf.at (Seite 31)

Halone: Kurzbezeichnung für Halogenkohlen(was-
ser)stoffe, das sind organische Verbindungen, in 
denen mindestens ein Wasserstoffatom durch ein 
schweres Halogen (in der Regel Brom, unter Um-
ständen auch Jod) ersetzt ist (= halogenieren). 
Halone enthalten meistens neben Brom auch noch 
Fluor und/oder Chlor. Durch den Halogenanteil 
schädigen sie die Ozonschicht der Erde. Halone 
wurden im 20. Jahrhundert hauptsächlich in Feu-
erlöscheinrichtungen eingesetzt. Da sie die Ozon-
schicht angreifen, ist die Produktion von Halonen 
weltweit seit 1994 verboten. Für die Entwicklungs-
länder gilt eine längere Ausstiegsfrist. (Seite 22)

IK-Techniken: Informations- und Kommunikati-
onstechniken (Seite 37)

Keynes, John Maynard: britischer Politiker und 
Nationalökonom (1883-1946), er vertrat die The-

se, dass wirtschaftliches Gleichgewicht mit Voll-
beschäftigung eine Ausnahme ist und nicht von 
alleine erhalten bleibt. Konjunkturschwächen und 
hoher Arbeitslosigkeit sollte durch staatliche 
Maßnahmen entgegengewirkt werden. (Seite 8)

kooptieren: jemanden durch Nachwahl in eine 
Körperschaft aufnehmen (Seite 18)

Lachgas: Distickstoffoxid, 1844 setzte Horace 
Wells als erster Zahnarzt Lachgas, dessen 
schmerzstillende Wirkung er von Jahrmärkten 
kannte, als Narkosemittel ein. Außerdem wird 
Lachgas unter anderem in der Automobilindustrie 
und in der Lebensmittelindustrie (zum Aufschäu-
men von Schlagobers) verwendet. Lachgas zählt 
zu den Treibhausgasen. (Seite 22)

Laissez-faire: Schlagwort des wirtschaftlichen 
Liberalismus, demzufolge sich die Wirtschaft 
 ohne staatliche Eingriffe am besten entwickelt; 
Gewährenlassen, zum Beispiel in der Kindererzie-
hung (auch: laisser-faire). (Seite 8)

Lueger, Karl: österreichischer Politiker (1844–
1910), schuf 1891 die christlich-soziale Partei, 
seine Politik war geprägt von konservativen Ideen, 
Antisozialismus und Antisemitismus. Lueger ver-
trat vor allem die Interessen des Kleinbürgertums. 
Als Wiener Bürgermeister führte er die Gas- und 
Wasserversorgung sowie den Schul- und Spitals-
bau in Gemeindeverwaltung. (Seite 8)

Mantra: kurze, formelhafte Wortfolge, die beim 
Meditieren immer wieder (singend, flüsternd oder 
im Geist) wiederholt wird. Im Hinduismus handelt 
es sich dabei manchmal auch nur um die Silbe 
Om (Aum). (Seite 13)

Methan: auch Sumpfgas oder Methylwasserstoff, 
farb- und geruchloses Gas, nach Kohlendioxid das 
bedeutendste vom Menschen freigesetzte Treib-
hausgas. Es entsteht vor allem beim Faulen orga-
nischer Stoffe (z. B. während des Verdauungspro-
zesses von Rindern), Hauptbestandteil von Erd-
gas. (Seite 22)

MOEL: Mittel- und osteuropäische Länder, ge-
meint sind damit im Prinzip jene Länder, die bei 
der Osterweiterung 2004 und 2007 der EU beige-
treten sind: Estland, Lettland, Litauen, Ungarn, 
Tschechien, Slowakei, Polen, Slowenien, Kroatien; 
meist werden auch Rumänien und Bulgarien dazu 
gezählt. Manchmal werden mit dem Begriff MOEL-
Staaten aber auch sämtliche Länder östlich der 
EU-Grenzen vor der Osterweiterung bezeichnet. 
(Seite 37)

Mugabe, Robert Gabriel: Staatspräsident von 
Simbabwe, geb. 1924, seit 1980 steht der dikta-
torisch regierende studierte Jurist an der Spitze 
des Staates. Im Rahmen seiner Landreform (zu-
rück an die schwarze Bevölkerung) kam es zu 
gewalttätigen Auseinandersetzungen mit Toten 

auf beiden Seiten. Als bekannt wurde, dass Mu-
gabe auch den Mord an weißen Siedlern unter-
stützte, wurde ihm die Einreise in die EU verwei-
gert. (Seite 33)

Näherungswert: angenähertes Ergebnis einer 
Rechnung. Näherungswerte werden häufig ver-
wendet, wenn die exakte Berechnung sehr auf-
wändig ist oder nur eine bestimmte Genauigkeit 
benötigt wird, beispielsweise 3,14 für II.  
(Seite 42)

Oligopol: Form des Monopols, bei welcher der 
Markt von wenigen Großfirmen beherrscht wird. 
(Seite 11)

Public Private Partnership (PPP): Zusammenar-
beit zwischen öffentlicher Hand und Privatunter-
nehmen zum Zweck der Mobilisierung privatwirt-
schaftlichen Kapitals und Fachwissens für die 
Erfüllung staatlicher Aufgaben, meist kombiniert 
mit einer Teil-Privatisierung öffentlicher Aufgaben 
(z. B. im Straßenbau). (Seite 10)

Schwefelhexafluorid: anorganische Verbindung, 
farb- und geruchloses, ungiftiges und unbrenn-
bares Gas. Da es außerdem reaktionsträge ist, 
wird es unter anderem in der Industrie als Isola-
tionsgas verwendet; stärkstes bekanntes Treib-
hausgas. (Seite 22)

Stern, Nicholas: britischer Ökonom (geb. 1946), 
2000 bis 2003 Chefökonom der Weltbank, Berater 
der britischen Regierung in Wirtschaftsfragen. Im 
Oktober 2006 veröffentlichte er den Stern-Report, 
in dem er die wirtschaftlichen Folgen des weltwei-
ten Klimawandels behandelte. Stern kam zu dem 
Schluss, dass der Klimawandel möglichst rasch 
gestoppt und die Forschungsausgaben für Tech-
nologien zur Verringerung des Treibhausgasaus-
stoßes verdoppelt werden müssten. (Seite 24)

Tsvangirai, Morgan: simbabwischer Politiker  
und ehemaliger Gewerkschaftsführer (geb. 1952), 
gilt als führender Oppositioneller der Bewegung 
für den Demokratischen Wandel (MDC) sowie  
als schärfster Kritiker von Robert Mugabe.  
(Seite 33)

VCÖ: Verkehrsclub Österreich, setzt sich seit sei-
ner Gründung 1988 für eine sichere, ökologisch 
verträgliche und ökonomisch effiziente Mobilität 
ein. Besonders berücksichtigt dabei werden die 
schwächeren Verkehrsteilnehmer wie Kinder, Fuß-
gänger und Radfahrer. (Seite 26)

Weltklimarat: Intergovernmental Panel on Cli-
mate Change (IPCC) = Wissenschaftliche Sach-
verständigengruppe über Klimaveränderungen, 
gegründet 1988. Der IPCC betreibt selbst keine 
wissenschaftlichen Studien, sondern trägt die 
 Ergebnisse von Studien aus verschiedenen Berei-
chen zusammen. (Seite 22)
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